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03 . 09 . 91 


Gesetzentwurf 

der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 17. Juni 1991 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen 
über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit 


A. Problem 

Es handelt sich um einen umfassenden Kooperationsvertrag, der 
perspektivische Aussagen zu allen wesentlichen Bereichen der bilate- 
ralen Zusammenarbeit und zum Status der deutschen Minderheit in 
der Republik Polen enthält. 

B. Lösung 

Ratifizierung des obengenannten Vertrags. Oer Vertrag bedarf nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes als Voraussetzung für 
den Austausch der Ratifikationsurkunden der Mitwirkung der gesetz- 
gebenden Körperschaften in Form eines Bundesgesetzes. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Vertrag vom 17. Juni 1991 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen 
über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 17. Juni 1991 Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Polen über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit mit dem dazugehörigen Briefwechsel zwi- 
schen dem Bundesminister des Auswärtigen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Minister für Auswärtige Angelegenheiten der Republik Polen vom 
17- Juni 1991 wird zugestimmt. Der Vertrag und der Briefwechsel werden nach- 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 38 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 3. September 1991 

Dr. Alfred Dregger, Dr. Wolfgang Bötsch und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er die politischen Beziehungen des Bundes regelt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des /Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 38 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Der Vertrag enthält politische Verpflichtungen und Willensbekundungen, die 
selbst keine finanziellen Auswirkungen haben. Insofern sind keine unmittelbaren 
preislichen Auswirkungen davon zu erwarten. 

Auswirkungen auf die Umwelt in der Bundesrepublik Deutschland sind ebenfalls 
nicht zu erwarten. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit 

Traktat 

miqdzy Republik^ Federalna^ Niemiec 
a Rzecz^ospolit^ Polsk^ 

0 dobrym s^siedztwie i przyjaznej wspölpracy 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik Polen - 

in dem Bestreben, die leidvollen Kapitel der Vergangenheit 
abzuschließen und entschlossen, an die guten Traditionen und 
das freundschaftliche Zusammenleben in der jahrhundertelangen 
Geschichte Deutschlands und Polens anzuknüpfen, 

angesichts der historischen Veränderungen in Europa, ins- 
besondere der Herstellung der Einheit Deutschlands und des 
tiefgreifenden politischen, wirtschaftlichen und sozialen Wandels 
in Polen, 

überzeugt von der Notwendigkeit, die Trennung Europas end- 
gültig zu überwinden und eine gerechte und dauerhafte euro- 
päische Friedensordnung zu schaffen. 

Im Bewußtsein ihrer gemeinsamen Interessen und ihrer 
gemeinsamen Verantwortung für den Aufbau eines neuen, durch 
Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit vereinten 
und freien Europa, 

in der festen Überzeugung, daß sie durch die Verwirklichung 
des lang gehegten Wunsches Ihrer beiden Völker nach Verständi- 
gung und Versöhnung einen gewichtigen Beitrag für die Erhaltung 
des Friedens in Europa leisten, 

in der Erkenntnis, daß die wirtschaftliche Zusammenarbeit ein 
notwendiges Element der Entwicklung umfassender beiderseiti- 
ger Beziehungen auf einer stabilen und festen Grundlage sowie 
beim Abbau des Entwicklungsgefälles und bei der Stärkung des 
Vertrauens zwischen beiden Ländern und ihren Völkern ist, sowie 
In dem Wunsch, diese Zusammenarbeit in der Zukunft wesentlich 
auszubauen und zu vertiefen, 

im Bewußtsein der Bedeutung, welche die Mitgliedschaft der 
Bundesrepublik Deutschland In der Europäischen Gemeinschaft 
und die politische und wirtschaftliche Heranführung der Republik 
Polen an die Europäische Gemeinschaft für die künftigen Bezie- 
hungen der beiden Staaten haben, 

eingedenk des unverwechselbaren Beitrags des deutschen und 
des polnischen Volkes zum gemeinsamen kulturellen Erbe Euro- 
pas und der jahrhundertelangen gegenseitigen Bereicherung der 
Kulturen beider Völker sowie der Bedeutung des Kulturaus- 
tauschs für das gegenseitige Verständnis und für die Aussöhnung 
der Völker, 

überzeugt, daß der jungen Generation bei der Neugestaltung 
des Verhältnisses beider Länder und Völker und der Vertrauens- 
bildung zwischen ihnen eine besondere Rolle zukommt. 


Republlka Federalna Niemiec I Rzeczpospolita Polska, 

- d^äc do zamkniqcia bolesnych rozdzialöw przesziosci oraz 
zdecydowane nawi^zac do dobrych tradycji i przyjaznego wspöl- 
zycia w wielowiekowej historii Niemiec I Polski, 


- uwzglqdniaj^c historyczne zmiany w Europie, w szczegöl- 
nosci ustanowienie jednosci Niemiec oraz glqbokie przemiany 
polityczne, gospodarcze i spoleczne w Polsce, 


- przekonane o konleczno^ci ostatecznego przezwycl^zenia 
podzialu Europy oraz stworzenia sprawledliwego i trwalego poko- 
jowego ladu europejskiego, 

- §wiadome wspölnoty Ich interesöw oraz wspölnej odpowie- 
dzialno§ci za zbudowanie Europy nowej, wolnej i zjednoczonej 
przez prawa cztowleka, demokracjq I ideq pahstwa prawa, 


- gl^boko przekonane, ze urzeczywistniajs^c zywlone od dawna 
przez ich Narody pragnienie porozumienia i pojednania, wnoszä 
wazki wklad w zachowanie pokoju w Europie, 


- uznaj^c, ze wspölpraca gospodarcza jest niezb^dnym czynni- 
kiem rozwoju szerokich dwustronnych stosunköw na stabilnej i 
trwatej podstawie, zmniejszenia röznic rozwojowych oraz umoc- 
nienia zaufania miqdzy obu Pahstwami i Narodami, a takze wyra- 
zajs^c wolq istotnego rozszerzenia i poglqbienia tej wspölpracy w 
przysziosci, 


- swiadome znaczenia, jakle dia przysziych stosunköw obu 
Partstw ma cztonkostwo Republikl Federalnej Niemiec we Wspöl- 
nocie Europejskiej oraz polityczne I gospodarcze przyl^czanie 
Rzeczypospolitej Polskiej do tej Wspölnoty, 


- pomne niepowtarzalnego wkladu Narodöw niemieckiego i 
polskiego do wspölnego europejskiego dzledzictwa kulturowego 
oraz wielowlekowego wzajemnego wzbogacania siq kultur obu 
Narodöw, jak röwnlez znaczenia wymiany kulturalne] dIa wzajem- 
nego zrozumienia i pojednania narodöw, 


- przekonane, ze mtodym pokoleniom przypada szczegölna 
rola w nowym uksztattowaniu stosunköw mi^dzy obydwoma 
Pahstwami i Narodami oraz w budowie zaufania miqdzy nimi, 
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in Würdigung des Vertrags vom 1 4. November 1 990 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die 
Bestätigung der zwischen ihnen bestehenden Grenze - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Vertragsparteien werden ihre Beziehungen im Geiste 
guter Nachbarschaft und Freundschaft gestalten. Sie streben eine 
enge friedliche und partnerschaftliche Zusammenarbeit auf allen 
Gebieten an. In europäischer Verantwortung werden sie ihre 
Kräfte dafür einsetzen, den Wunsch ihrer beiden Völker nach 
dauerhafter Verständigung und Versöhnung in die Tat umzu- 
setzen. 

(2) Die Vertragsparteien streben die Schaffung eines Europa 
an, in dem die Menschenrechte und Grundfreiheiten geachtet 
werden und die Grenzen ihren trennenden Charakter auch 
dadurch verlieren, daß wirtschaftliche und soziale Unterschiede 
überwunden werden. 

Artikel 2 

Die Vertragsparteien bekennen sich bei der Gestaltung ihrer 
Beziehungen und In Fragen des Friedens, der Sicherheit und 
Zusammenarbeit In Europa und in der Welt insbesondere zu 
folgenden Grundsätzen: 

Oberstes Ziel Ihrer Politik Ist es, den Frieden zu wahren und zu 
festigen und jede Art von Krieg zuverlässig zu verhindern. 

Sie handeln In Übereinstimmung mit dem Völkerrecht, insbeson- 
dere der Charta der Vereinten Nationen, sowie mit der Schlußakte 
von Helsinki vom 1 . August 1 975, der Charta von Paris für ein 
neues Europa vom 21 . November 1 990 sowie den Dokumenten 
der KSZE-Folgetreffen. 

Sie achten gegenseitig ihre souveräne Gleichheit, ihre territoriale 
Integrität, die Unantastbarkeit ihrer Grenzen, ihre politische Unab- 
hängigkeit sowie den Grundsatz des Verbots der Drohung mit 
oder Anwendung von Gewalt. 

Sie bekräftigen das Recht aller Völker und Staaten, ihr Schicksal 
frei und ohne äußere Einmischung zu bestimmen und ihre politi- 
sche, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung nach 
eigenen Wünschen zu gestalten. 

Sie stellen den Menschen mit seiner Würde und mit seinen 
Rechten, die Sorge für das Überleben der Menschheit und die 
Erhaltung der natürlichen Umwelt in den Mittelpunkt ihrer Politik. 

Sie verurteilen klar und unmißverständlich Totalitarismus, Ras- 
senhaß und Haß zwischen Volksgruppen, Antisemitismus, Frem- 
denhaß und Diskriminierung irgendeines Menschen sowie die 
Verfolgung aus religiösen und ideologischen Gründen. 

Sie betrachten Minderheiten und gleichgestellte Gruppen als 
natürliche Brücken zwischen dem deutschen und dem polnischen 
Volk und sind zuversichtlich, daß diese Minderheiten und Grup- 
pen einen wertvollen Beitrag zum Leben Ihrer Gesellschaften 
leisten. 

Sie bekräftigen die unmittelbare Geltung der allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts im innerstaatlichen Recht und in den internatio- 
nalen Beziehungen und sind entschlossen, ihre vertraglichen 
Verpflichtungen gewissenhaft zu erfüllen. Sie werden die Schluß- 
akte von Helsinki, die Charta von Paris für ein neues Europa und 
die anderen KSZE-Dokumente in allen Bereichen verwirklichen. 

Artikel 3 

(1) Die Vertragsparteien werden regelmäßige Konsultationen 
abhalten, um eine Weiterentwicklung und Vertiefung der bilate- 
ralen Beziehungen sicherzustellen und ihre Haltung zu internatio- 
nalen Fragen abzustimmen. 

(2) Konsultationen auf der Ebene der Regierungschefs finden 
so oft wie erforderlich, mindestens einmal jährlich statt. 
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“ doceniaj^c znaczenie Traktatu miqdzy Republik^ Federaln^ 
Niemiec a RzeczayDospolit^ Polsk^ o potwierdzeniu istniej^cej 
miedzy nimi granicy, podpisanego 1 4 listopada 1 990 roku, 

uzgodniiy, co nast^puje: 

Artykut 1 

1 . Umawiaj^ce s\q Strony bqd^ ksztaftowaö swoje stosunki w 
duchu dobrego s^siedztwa i przyjazni. do äcistej pokojowej i 
partnerskiej wspöfpracy we wszystkich dziedzinach. Swiadome 
odpowiedzialnosci europejskiej dotoz^ starah, aby urzeczywistnic 
pragnienle obu Narodöw osi^gniqcia trwafego porozumienia i 
pojednania. 

2. Umawiaj^ce siq Strony do stworzenia Europy, w ktörej 
przestrzegane s^ prawa cztowieka i podstawowe wolnosci, a 
granice utracä dziel^cy Charakter, röwniez w wyniku przezwyciq- 
zenia röznic gospodarczych i spotecznych. 


Artykut 2 

Umawiajäce s\q Strony kierujä siq w ksztattowaniu swych sto- 
sunköw, a takze w sprawach pokoju, bezpieczehstwa i wspöt- 
pracy w Europie I na äwiecle, przede wszystkim nastqpujäcymi 
zasadami: 

- nadrzednym celem ich polityki jest zachowanie i umocnienie 
pokoju oraz skuteczne zapobieganie wszelkim wojnom, 

- postqpujä zgodnie z prawem miqdzynarodowym, w szczegöl- 
nosci Kart^ Narodöw Zjednoczonych, a takze zgodnie z podpl- 
sanym 1 sierpnia 1975 roku w Helslnkach Aktem kohcowym 
Konferencji Bezpieczertstwa i Wspöfpracy w Europie, Parysk^ 
kart^ dia nowej Europy z 21 listopada 1990 roku oraz dokumen- 
taml kolejnych spotkah KBWE, 

- przestrzegaj^ wzajemnie suwerennej röwnosci, integralnosci 
terytorlalnej, nietykalnosci granic, niezawisfosci politycznej oraz 
zasady zakazuj^cej u^cia sity lub grozby jej uzycia, 

- potwierdzaj^ prawo wszystkich narodöw i partstw do swobod- 
nego stanowlenia o swym losie bez zewn^trznej ingerencji oraz 
do ksztattowania swego rozwoju politycznego, gospodarczego, 
spotecznego i kulturalnego wedtug wtasnych zyczen, 

- stawiaj^ w centrum swej polityki cztowieka, z jego godnosciä i 
prawami oraz troske^ o przetrwanie ludzkosci i zachowanie örodo- 
wiska naturalnego, 

- potqpiaj^ z cat^ stanowczoscia totalitaryzm, nienawisö rasow^ i 
etniczns^, antysemityzm, ksenofobiq i dyskryminacjq kogokolwiek, 
jak röwniez przesladowanie z powodöw religijnych i ideologicz- 
nych, 

- uznaj^ mniejszosci i röwnorz^dne grupy za naturalny pomost 
miqdzy Narodami niemiecklm i polsklm oraz ufajä. ze te mniej- 
szoöci i grupy wnosz^ cenny wktad do zycia ich spoteczertstw. 


- potwierdzajäbezposrednie obowi^zywanie powszechnych norm 
prawa miqdzynarodowego w prawle krajowym I w stosunkach 
miqdzynarodowych oraz sq zdecydowane sumiennle wypetniaö 
swe zobowicizanla umowne; beßq we wszystkich dziedzinach 
urzeczywistniac Akt kortcowy KBWE, Parysk^ kart^ dIa nowej 
Europy oraz pozostate dokumenty KBWE. 

Artykut 3 

1 . Umawiaj^ce s\q Strony bqdä przeprowadzac regularne kon- 
sultacje w celu zapewnienia dalszego rozwoju i pogtqbiania sto- 
sunköw dwustronnych oraz uzgadniania ich stanowiska w spra- 
wach mi^zynarodowych. 

2. Konsultacje szeföw Rz^döw bqdä si^ odbywac tak czqsto jak 
to b^dzie potrzebne, co najmnie] jednak raz w roku. 
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(3) Die Außenminister tragen für die Durchführung dieses Ver- 
trags in seiner Gesamtheit Sorge. Sie werden mindestens einmal 
jährlich zu Konsultationen Zusammentreffen. Leitende Beamte 
der beiden Außenministerien, denen politische, wirtschaftliche 
und kulturelle Angelegenheiten obliegen, treffen regelmäßig, min- 
destens einmal jährlich, zu Konsultationen zusammen. 

(4) Die Minister anderer Ressorts, darunter die Verteidigungs- 
minister, werden regelmäßig miteinander in Kontakt treten. Das 
gleiche gilt für die leitenden Beamten dieser Ressorts. 

(5) Die bereits bestehenden gemeinsamen Kommissionen wer- 
den ihre Arbeit nach Möglichkeit intensivieren. Neue gemischte 
Kommissionen werden bei Bedarf nach gegenseitiger Absprache 
gebildet. 

Artikel 4 

Die Vertragsparteien unterstützen die Kontakte und den Erfah- 
rungsaustausch zwischen den Parlamenten zur Förderung der 
bilateralen Beziehungen und im Hinblick auf die internationale 
parlamentarische Zusammenarbeit. 

Artikel 5 

(1) Die Vertragsparteien bekräftigen, daß sie sich der Drohung 
mit oder Anwendung von Gewalt enthalten werden, die gegen die 
territoriale Integrität oder die politische Unabhängigkeit der jeweils 
anderen Vertragspartei gerichtet oder auf irgendeine andere Art 
und Weise mit den Zielen und Prinzipien der Charta der Vereinten 
Nationen oder mit der Schlußakte von Helsinki unvereinbar ist. 

(2) Die Vertragsparteien werden ihre Streitigkeiten ausschließ- 
lich mit friedlichen Mitteln lösen und keine ihrer Waffen jemals 
anwenden, es sei denn zur individuellen oder kollektiven Selbst- 
verteidigung. Sie werden niemals und unter keinen Umständen 
als erste Streitkräfte gegeneinander einsetzen. 

(3) Die Vertragsparteien werden den Frieden durch den Aufbau 
kooperativer Strukturen der Sicherheit für ganz Europa festigen. 
Sie werden dementsprechend in voller Ven/virklichung der Schluß- 
akte von Helsinki, der Charta von Paris für ein neues Europa 
sowie der anderen KSZE-Dokumente den Prozeß der Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa nach Kräften unterstützen und 
unter Mitwirkung aller Teilnehmerstaaten der KSZE weiter stärken 
und entwickeln. 

Artikel 6 

(1) Die Vertragsparteien haben in einem sich wandelnden politi- 
schen und militärischen Umfeld in Europa das gemeinsame Ziel, 
auf eine Stärkung der Stabilität und Erhöhung der Sicherheit 
hinzuwirken. Sie werden insbesondere Zusammenarbeiten, um 
die sich ergebenden neuen Möglichkeiten gemeinsamer Anstren- 
gungen im Bereich der Sicherheit zu nutzen. 

(2) Die Vertragsparteien treten dafür ein, daß Streitkräfte und 
Rüstungen durch verbindliche und wirksam überprüfbare Verein- 
barungen auf ein möglichst niedriges Niveau reduziert werden, 
das zur Verteidigung ausreicht, aber nicht zum Angriff befähigt. 

(3) Die Vertragsparteien werden sich, auch gemeinsam, für den 
multilateralen und bilateralen Ausbau vertrauensbildender und 
stabilisierender sowie anderer rüstungskontrollpolitischer Maß- 
nahmen einsetzen, die Stabilität und Vertrauen stärken und zu 
größerer Offenheit führen. 

Artikel 7 

Falls eine Situation entsteht, die nach Meinung einer Vertrags- 
partei eine Bedrohung für den Frieden oder eine Verletzung des 
Friedens darstellt oder gefährliche internationale Verwicklungen 
hervorrufen kann, so werden beide Vertragsparteien unverzüglich 
miteinander Verbindung aufnehmen und bemüht sein, ihre Posi- 
tionen abzustimmen und Einverständnis über Maßnahmen zu 
erzielen, die geeignet sind, die Lage zu verbessern oder zu 
bewältigen. 


3. Ministrowie Spraw Zagranicznych sprawuj^ pieczq nad reali- 
zacj^catosci niniejszego Traktatu. Bqd^oni odbywaö konsultacje 
CO najmniej raz w roku. Wyzsi urzqdnicy obu Ministerstw Spraw 
Zagranicznych, zajmuj^cy si^ sprawami politycznymi, gospo- 
darczymi i kulturainymi, bqd^ odbywaö regulame konsultacje co 
najmniej raz w roku. 

4. Ministrowie innych resortöw, w tym Ministrowie Obrony, bqd^ 
utrzymywaö regulame kontakty. To samo dotyczy wyzszych 
urzqdniköw tych resortöw. 

5. istniej^ce dotychczas wspöine komisje zintensyfiku]^ w mia- 
rq moziiwoäci swoje prace. W razie potrzeby, w wyniku wzajem- 
nego uzgodnienia, b^d^ tworzone nowe komisje mieszane. 


Artykut 4 

Umawiajäce siq Strony popierajä kontakty i wymianq doswiad- 
czen mi^dzy parlamentami w celu rozwoju stosunköw dwustron- 
nych oraz maj^c na wzglqdzie miqdzynarodow^ wspötpracq par- 
lamentarn^ 

Artykut 5 

1. Umawiaj^ce siq Strony potwierdzajä, ze bqd^siq powstrzy- 
mywac od uzycia sity lub grozby je] uzycia przeciwko integral nosci 
terytorialnej lub politycznej niezawistosci drugiej Umawiaj^cej s\q 
Strony lub w jakikolwiek inny sposöb niezgodny z celami i zasa- 
dami Karty Narodöw Zjednoczonych lub z Aktem kohcowym 
KBWE. 

2. Umawiajäce siq Strony bqdq rozstrzygaty swe spory wyt^cz- 
nie przy pomocy srodköw pokojowych I nigdy nie uzyj^ zadnych 
ze swych broni, chyba ze dia indywidualnej albo zbiorowej samo- 
obrony. Nigdy i w zadnych okolicznosciach jako pien^rsze nie 
skierujä sit zbrojnych przeciwko sobie. 

3. UmawiaJäce s\q Strony bqöq umacniac poköj przez tworzenie 
kooperacyjnych Struktur bezpieczehstwa dIa catej Europy. W 
zwia^zku z tym, realizuj^c w petni Akt koncowy KBWE, Parysk^ 
kartq dia nowej Europy oraz pozostate dokumenty KBWE, bqd^ 
popierac w miarq swych sit proces bezpieczehstwa i wspötpracy w 
Europie oraz nadal umacniac i rozwijaö ten proces przy wspötu- 
dziale wszystkich pahstw uczestnicz^cych w KBWE. 


Artykut 6 

1 . W zmieniaj^cych s\q warunkach politycznych i militamych w 
Europie, wspölnym celem Umawiaj^cych siq Stron jest dzialanie 
na rzecz umocnienia stabilnoäci i zwiqkszenia bezpieczehstwa. 
Strony bqd^ zwtaszcza wspötpracowaö, aby wykorzystac poja- 
wiajäce siq nowe moziiwosci podejmowania wspölnych wysitköw 
w dziedzinie bezpieczehstwa. 

2. Umawiajäce sie Strony opowiadaj^ s\q za tym, aby w drodze 
wia^^cych i daj^cych s\q skutecznie kontrolowac porozumieh, sity 
zbrojne i zbrojenia zostaty zredukowane do moziiwie najnizszego 
poziomu, wystarczaj^cego do obrony, lecz nie daj^cego mozii- 
wosci ataku. 

3. Umawiajäce sie, Strony bqd^ s\q angazowaö, röwniez wspöl- 
nie, na rzecz wielostronnego i dwustronnego rozszerzania ärod- 
köw budowy zaufania i stabilizacji, a takze innych politycznych 
srodkow kontroli zbrojeh, umacniajäcych stabilnoäö i zaufanie 
oraz prowadz^cych ku wiqkszej otwartosci. 

Artykut 7 

W przypadku powstania sytuacji, ktöra zdaniem jednej z Uma- 
wiaj^cych s\q Stron stanowi zagrozenie lub naruszenie pokoju 
albo moze wywotaö niebezpieczne miqdzynarodowe powiktania, 
Umawiajace sie Strony nawia^z^ ze sob^ niezwtocznie kontakt 
oraz bqd^staraty siq uzgodniö swe stanowiska i osi^gn^c porozu- 
mienie co do wtasciwych ärodköw, aby poprawic lub opanowac Xq 
sytuacje. 
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Artikel 8 

(1) Die Vertragsparteien messen dem Ziel der Europäischen 
Einheit auf der Grundlage der Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit höchste Bedeutung bei und werden sich für 
die Erreichung dieser Einheit einsetzen. 

(2) Mit dem Abschluß eines Assoziierungsabkommens zwi- 
schen den Europäischen Gemeinschaften und der Republik Polen 
legen die Europäischen Gemeinschaften, ihre Mitgliedstaaten und 
die Republik Polen die Grundlage für eine politische und wirt- 
schaftliche Heranführung der Republik Polen an die Europäische 
Gemeinschaft. Die Heranführung wird von der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen ihrer Möglichkeiten nach Kräften geför- 
dert. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland steht positiv zur Perspek- 
tive eines Beitritts der Republik Polen zur Europäischen Gemein- 
schaft, sobald die Voraussetzungen dafür gegeben sind. 

Artikel 9 

(1) Die Vertragsparteien werden sich für die Ausweitung und 
Diversifizierung ihrer wirtschaftlichen Beziehungen in allen Berei- 
chen einsetzen. Sie werden im Rahmen ihrer innerstaatlichen 
Gesetzgebung und ihrer Verpflichtungen aus internationalen Ver- 
trägen, darunter den Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland aus der Mitgliedschaft in der Europäischen Gemein- 
schaft, die günstigsten Rahmenbedingungen, insbesondere auf 
wirtschaftlichem, rechtlichem und organisatorischem Gebiet, für 
natürliche und juristische Personen für wirtschaftliche, darunter 
unternehmerische Tätigkeiten schaffen. 

(2) Die Vertragsparteien sind sich einig darüber, daß der in der 
Republik Polen eingeleitete wirtschaftliche Umgestaltungsprozeß 
durch internationale Zusammenarbeit gefördert werden soll. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist bereit, sowohl bilateral wie auch 
multilateral auf die Unterstützung der wirtschaftlichen Entwicklung 
Polens im Rahmen einer voll entwickelten sozialen Marktwirt- 
schaft hinzuwirken. Damit sollen auch die Bedingungen für eine 
wesentliche Verringerung der Entwicklungsunterschiede geschaf- 
fen werden. 

. (3) Die Vertragsparteien werden insbesondere die Entwicklung 
der Zusammenarbeit in den Bereichen Investitionen und Kapital- 
anlagen sowie industrieller Kooperationen zwischen deutschen 
und polnischen Unternehmen unter voller Ausnutzung aller ver- 
fügbaren Förderungsinstrumente unterstützen. Dabei wird der 
Zusammenarbeit zwischen kleinen und mittleren Firmen und 
Betrieben besondere Aufmerksamkeit gelten. 

(4) Die Vertragsparteien messen der Zusammenarbeit in der 
Aus- und Weiterbildung von Fach- und Führungskräften der Wirt- 
schaft eine wichtige Bedeutung für die Ausgestaltung der bilatera- 
len Beziehungen bei und sind bereit, sie wesentlich auszubauen 
und zu vertiefen, 

Artikel 10 

(1) Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung normaler 
Finanz- und Kreditbeziehungen als einen Faktor für den Prozeß 
der wirtschaftlichen Umgestaltung in der Republik Polen sowie für 
die Festigung und Belebung ihrer Gesamtbeziehungen an. Sie 
werden im Rahmen ihrer Verpflichtungen aus internationalen 
Übereinkünften und im Rahmen ihrer innerstaatlichen Regeln ihre 
Anstrengungen fortsetzen, um günstige Voraussetzungen für die 
weitere Entwicklung ihrer finanziellen Zusammenarbeit zu schaf- 
fen. In diesem Zusammenhang sind sie sich der Bedeutung 
bewußt, die den Exportkreditgewährleistungen für die Stärkung 
ihrer Wirtschaftsbeziehungen zukommt. 

(2) Die Vertragsparteien bestätigen ihre Bereitschaft, unter 
Berücksichtigung der beiderseitigen Interessen und der beider- 
seits bestehenden Zusammenarbeit mit anderen Ländern, im 
Rahmen der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwick- 
lung sowie anderer multilateraler Finanzinstitutionen, Insbeson- 
dere des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank, 
zusammenzuarbeiten . 


Artykuf 8 

1 . Umawiaj^ce s\q Strony przywi^u]^ najwyzsze znaczenie do 
jednosci europejskie] oparte] na prawach czfowieka, demokracji I 
idei paristwa prawa oraz bqöq dziatac na rzecz osia^nie^cia tej 
jednoäci. 

2. Wspölnoty Europejskie, ich paristwa cztonkowskie oraz 
Rzeczpospolita Polska stwarzaj^ przez zawarcie Umowy o sto- 
warzyszeniu miqdzy Wspölnotami Europejskimi a RzeczayDospoli- 
t£^ Polsk^ podstawq dia politycznego i gospodarczego przyfa^cza- 
nia Rzeczypospolitej Polskiej do Wspölnoty Europejskiej. Repu- 
blika Federal na Niemiec bqdzie wspierac to przyfa^czanie w miarq 
Sit i moziiwoäci. 

3. Republika Federalna Niemiec odnosi s\q pozytywnie do 
perspektywy przystayjienia Rzeczypospolitej Polskiej do Wspöl- 
noty Europejskiej, gdy tylko powstana^ ku temu przestanki. 

Artykut 9 

1 . Umawiaj^ce si^ Strony b^d^ dziatac na rzecz rozszerzania i 
wzbogacania wzajemnych stosunköw gospodarczych we wszyst- 
kich dziedzinach. Stworz^, w ramach ustawodawstwa krajowego 
oraz ich zobowiaizah wynikaj^cych z umöw mi^zynarodowych, w 
tym zobowi^ari Republik! Federalnej Niemiec wynikaj^cych z 
cztonkostwa we Wspölnocie Europejskiej, najdogodniejsze prze- 
stanki, w szczegölnoöci gospodarcze, prawne i organizacyjne, dIa 
dziatalnoäci gospodarczej, w tym przemystowej i ustugowej, osob 
fizycznych oraz prawnych. 

2. Umawiajaice siq Strony sa^ zgodne co do tego, iz zapocza^tko- 
wany w Rzeczypospolitej Polskiej proces przeobrazeri gospo- 
darczych powinien zostaö wsparty wspötpraca^ miqdzynarodowa^. 
Republika Federalna Niemiec jest gotowa dziataö na ptaszczyinie 
zaröwno dwustronnej jak i wielostronnej, na rzecz wspierania 
rozwoju gospodarczego Polski, w ramach w petni rozwini^tej 
spotecznej gospodarki rynkowej. Tym samym powinny röwniez 
zostaö stworzone warunki dia istotnego zmniejszenia röznic 
rozwojowych. 

3. Umawiaja^ce s\q Strony bqdq w szczegölnosci popierac 
rozwöj wspötpracy inwestycyjnej i kapitatowej oraz kooperacji 
przemystowej prz^siqbiorstw niemieckich i polskich, wykorzystu- 
j^c w petni wszystkie dostqpne ärodki promocji. Szczegölna 
uwaga bqdzie skierowana na wspötpracq matych I ärednich 
przedsie.biorstw i zaktadöw. 

4. Umawiaja^ce siq Strony uwazajq, ze wspötpraca w zakresie 
ksztatcenia i doskonalenia zawodowego kadr fachowych i kterow- 
niczych w gospodarce ma duze znaczenie dia uksztattowania 
stosunköw dwustronnych oraz gotowe sq znacznie jq rozbudowaö 
i pogtqbic. 

Artykut 10 

1. Umawiajqce siq Strony docenlajq znaczenie normainych 
stosunköw finansowych i kredytowych jako czynnika w procesie 
przeobrazeri gospodarczych w Rzeczypospolitej Polskiej oraz dia 
umocnienia i ozywienia catoksztattu ich stosunköw. Zgodnie z ich 
miqdzynarodowymi zobowiqzanlami umownymi i normami prawa 
krajowego, bqdq kontynuowaö wysitki w celu stworzenia dogod- 
nych przestanek dia dalszego rozwoju ich wspötpracy finansowej. 
W tym konteköcie öwiadome sq znaczenia, jakie dia umocnienia 
ich stosunköw gospodarczych majq eksportowe gwarancje kredy- 
towe. 

2. Umawiajqce siq Strony, uwzglqdniajqc obopölne interesy 
oraz istniejqcq wspötpracq kazdej z nich z innymi pahstwami, 
potwierdzajq gotowosö wspötpracy w ramach Europejskiego 
Banku Odbudowy i Rozwoju oraz innych wielostronnych instytucji 
finansowych, w szczegölnoöci Miqdzynarodowego Funduszu 
Walutowego i Banku Öwiatowego. 
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(3) Die Vertragsparteien sind der Auffassung, daß die Lösung 
des Problems der polnischen Verschuldung eine wichtige Voraus- 
setzung für den Erfolg der In der Republik Polen eingeleiteten 
Wirtschaftsreformen ist. Dementsprechend werden sie in diesem 
Bereich weiter Zusammenarbeiten. 

Artikel 11 

Die Vertragsparteien sind sich einig über die besondere Bedeu- 
tung ihrer Zusammenarbeit bei der Produktion landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, bei deren Verarbeitung, Transport und Lagerung 
sowie der Schaffung und Förderung moderner, hochleistungsfähi- 
ger landwirtschaftlicher Betriebe, die Kooperationsbeziehungen 
mit der Nahrungsmittel- und Verarbeitungsindustrie sowie dem 
Handel unterhalten. 

Artikel 12 

(1) Die Vertragsparteien messen der partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit zwischen Regionen, Städten, Gemeinden und 
anderen Gebietskörperschaften, insbesondere im grenznahen 
Bereich, hohe Bedeutung bei. 

(2) Die Vertragsparteien werden diese Zusammenarbeit, insbe- 
sondere die Tätigkeit der Regierungskommission für regionale 
und grenznahe Zusammenarbeit, auf allen Gebieten erleichtern 
und fördern. 

(3) Die Vertragsparteien lassen sich in der regionalen und 
grenznahen Zusammenarbeit insbesondere von den entspre- 
chenden Konventionen des Europarats leiten. Sie streben die 
Einbeziehung dieser Zusammenarbeit in die Tätigkeit der entspre- 
chenden europäischen Gremien an. 

Artikel 13 

Die Vertragsparteien stimmen darin überein, daß in einem 
zusammenwachsenden Europa die Abstimmung der Raumord- 
nungspolitik der einzelnen Staaten, insbesondere zwischen 
unmittelbaren Nachbarstaaten, notwendig ist. Sie werden deshalb 
in der Raumordnung und der räumlichen Planung auf allen Ebe- 
nen grenzüberschreitend Zusammenarbeiten. 


Artikel 14 

(1) Die Vertragsparteien werden auf der Grundlage ihrer Über- 
einkünfte Im Bereich der sozialen Sicherung und der arbeite- und 
sozialpolitischen Zusammenarbeit ihre Beziehungen ausbauen 
und vertiefen. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland wird der Republik Polen 
bei der Umgestaltung der Systeme der sozialen Sicherung, der 
Arbeitsförderung und der Arbeitsbeziehungen beratende Hilfestel- 
lung leisten. 

Artikel 15 

(1) Die Vertragsparteien werden die wissenschaftliche und 
technische Zusammenarbeit zwischen beiden Staaten nach den 
Prinzipien der Gleichberechtigung und des gegenseitigen Nut- 
zens unter Berücksichtigung der Möglichkeiten moderner Wissen- 
schaft und Technologie zum Wohl der Menschen, zu friedlichen 
Zwecken und zur Mehrung des Wohlstands entwickeln und 
erleichtern. 

(2) Die Vertragsparteien werden auf der Grundlage bestehen- 
der Übereinkünfte die Zusammenarbeit auf diesen Gebieten 
erweitern und ihre Ergebnisse in gemeinsamen Vorhaben umset- 
zen. 

(3) Die Vertragsparteien werden Initiativen von Wissenschaft- 
lern und Forschungseinrichtungen unterstützen, die auf eine 
dynamische, harmonische und umfassende Entwicklung dieser 
Zusammenarbeit gerichtet sind. 

(4) Die Vertragsparteien werden den intensiven Austausch von 
Informationen und wissenschaftlich-technischer Dokumentation 


3. Umawiaj^ce siq Strony uwazaj^, ze rozwi^anie problemu 
polskiego zadluzenia stanowi wazn^ przeslankq powodzenia 
reform gospodarczych, zapocz^tkowanych w Rzeczypospolitej 
Polskiej. Stosownie do tego bqd^ nadal wspöfpracowaö w tej 
dziedzinie. 

Artykul 11 

Umawiaj^ce siq Strony s^zgodne co do szczegölnego znacze- 
nia wspötpracy miqdzy nimi w wytwarzaniu produktöw roinych, ich 
przetwörstwie, transporcie i przechowalnictwie, a takze w tworze- 
niu i pople raniu nowoczesnych, wysokowydajnych gospodarstw 
roinych, utrzymuj^cych stosunki kooperacyjne z przemysfem spo- 
zywczym, przetwörczym oraz handlem. 


Artykul 12 

1 . Umawiajg^ce sie Strony przywi^zuj^ duze znaczenie do part- 
nerskiej wspötpracy miqdzy regionami, miastami, gminami i 
innymi jednostkami terytoriainymi, w szczegölnosci na obszarach 
przygranicznych. 

2. Umawiajäce siq Strony bqd^ ulatwiac i wspieraö tq wspölpra- 
cq we wszystkich dziedzinach, w szczegölnosci dzialalonosc 
Komisji miqdzyrzqdowej do spraw wspötpracy regionalnej i przy- 
granicznej. 

3. Umawiajqce siq Strony kierujq siq we wspötpracy regionalnej 
i przygranicznej w szczegölnosci odno^nymi konwencjami Rady 
Europy. Bqdq dqzyö do wtqczenia tej wspötpracy do dziatalnosci 
odpowiednich gremiöw europejskich. 


Artykul 13 

Umawiajqce siq Strony sq zgodne co do tego, ze w jednoczqcej 
siq Europie istnieje koniecznosc uzgadniania polityki poszczegöl- 
nych paiistw w dziedzinie gospodarki przestrzennej, w szczegöl- 
nosci miqdzy pahstwami bezposrednio sqsiadujqcymi. Z tego tez 
wzglqdu Umawiajqce siq Strony bqdq realizowac wspötpracq 
transgranicznq na wszystkich szczeblach w dziedzinie gospodarki 
przestrzennej i planowania przestrzennego. 

Artykul 14 

1. Umawiajqce siq Strony bqdq rozszerzac i pogtqbiac wza- 
jemne stosunki na podstawie zawartych przez nie umöw w dzie- 
dzinie zabezpleczenia spotecznego oraz wspötpracy w zakresie 
pracy i polityki socjalnej. 

2. Republika Federalna Niemiec bqdzie udzielac poradnictwa i 
pomocy Rzeczypospolitej Polskiej w przeksztatcaniu systemu 
zabezpleczenia spqtecznego, aktywizacji zawodowej oraz w 
dziedzinie stosunköw pracy. 

Artykul 15 

1 . Umawiajqce siq Strony bqdq rozwijac i ulatwiac wspötpracq 
naukowq i technicznq miqdzy obydwoma Pahstwami na zasadach 
röwnouprawnienia i wzajemnych korzysci, uwzglqdniajqc mozli- 
wosci nowoczesnej nauki i techniki, dia dobra cztowieka, w celach 
pokojowych i dIa pomnazania dobrobytu. 


2. Umawiajqce siq Strony bqdq rozszerzac wspötpracq w tych 
dziedzinach na podstawie istniejqcych umöw oraz wykorzystywac 
jej wyniki w drodze wspölnych przedsiqwziqc. 

3. Umawiajqce siq Strony bqdq popierac inicjatywy naukowcöw 
i instytucji badawzcych, zmierzajqce do dynamicznego, harmonij- 
nego i wszechstronnego rozwoju tej wspötpracy. 

4. Umawiajqce sie Strony bqdq popierac intensywnq wymianq 
informacji i dokumentacji naukowo-technicznej, a takze ulatwiac 
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unterstützen und den Zugang zu wissenschaftlichen Forschungs- 
instituten, Archiven, Bibliotheken und ähnlichen Einrichtungen 
erleichtern. 

Artikel 16 

(1) Die Vertragsparteien messen der Abwehr drohender Gefah- 
ren für die Umwelt und der Erhaltung der natürlichen Lebens- 
grundlagen auch im Interesse künftiger Generationen große 
Bedeutung bei. Sie bekräftigen ihre Entschlossenheit, die Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes auf der Grund- 
lage bestehender Übereinkünfte fortzusetzen und auch vertrag- 
lich weiter auszubauen. 

(2) Im Vordergrund der Zusammenarbeit soll die Erfassung und 
Beseitigung von Umweltbelastungen In der Grenzregion, Insbe- 
sondere im Einzugsgebiet der Oder, stehen. 

(3) Die Vertragsparteien werden sich darüber hinaus für die 
Entwicklung abgestimmter Strategien für eine regionale und inter- 
nationale Umweltpolitik einsetzen mit dem Ziel einer dauerhaften 
und umweltverträglichen Entwicklung In Europa. 


Artikel 17 

Die Vertragsparteien werden Zusammenwirken, um sich gegen- 
seitig bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen Hilfe zu 
leisten. 

Artikel 18 

(1) Die Vertragsparteien streben eine Erweiterung der Trans- 
portverbindungen Im Luft-, Eisenbahn- und Straßenverkehr sowie 
in der See- und Binnenschiffahrt unter Nutzung modernster Tech- 
nologien an. 

(2) Die Vertragsparteien bemühen sich, günstige Rahmenbe- 
dingungen für die Nutzung ihrer Verkehrswege bei Beförderungen 
zwischen ihren Hoheitsgebieten und im Durchgangsverkehr zu 
schaffen. 

(3) Die Vertragsparteien streben eine Erweiterung, Verbesse- 
rung und Harmonisierung der Kommunikationsverbindungen 
unter Berücksichtigung der europäischen und internationalen Ent- 
wicklung in Normung und Technologie an. Das gilt insbesondere 
für Telefon-, Telex- und Datenverbindungen. 


Artikel 19 

(1) Die Vertragsparteien werden alle geeigneten Maßnahmen 
treffen, um den Reise- und Fremdenverkehr zu fördern und zu 
erleichtern. 

(2) Die Vertragsparteien werden sich bemühen, die Zoll- und 
Grenzabfertigung auf der Grundlage der Gegenseitigkeit zu ver- 
bessern und zu beschleunigen sowie die Zusammenarbeit der 
jeweiligen Verwaltungen weiter zu entwickeln. 

(3) Die Vertragsparteien beabsichtigen, bestehende Grenz- 
übergänge entsprechend dem Verkehrsaufkommen auszubauen 
und zu modernisieren sowie neue erforderliche Grenzübergänge 
einzurichten. 

Artikel 20 

(1) Die Angehörigen der deutschen Minderheit in der Republik 
Polen, das heißt Personen polnischer Staatsangehörigkeit, die 
deutscher Abstammung sind oder die sich zur deutschen Spra- 
che, Kultur oder Tradition bekennen, sowie Personen deutscher 
Staatsangehörigkeit in der Bundesrepublik Deutschland, die pol- 
nischer Abstammung sind oder die sich zur polnischen Sprache, 
Kultur oder Tradition bekennen, haben das Recht, einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern ihrer Gruppe ihre ethni- 
sche, kulturelle, sprachliche und religiöse Identität frei zum Aus- 
druck zu bringen, zu bewahren und weiterzuentwickeln, frei von 
jeglichen Versuchen, gegen ihren Willen assimiliert zu werden. 


dost^p instytutöw naukowo-badawczych, archiwöw, bibliotek i 
podobnych instytucji. 


Artykut 16 

1 . Umawiaja^ce sie^ Strony przywi^uj^duze znaczenie do zapo- 
biegania zagrozeniom srodowiska i do utrzymania naturainych 
podstaw zycia röwniez w interesie przysztych pokoleh. Potwier- 
dzaj^ swe zdecydowanie kontynuowania wspöfpracy w dziedzinie 
ochrony srodowiska na podstawie Istniej^cych umöw, a takze jej 
dalszego rozszerzania w drodze umownej. 

2. Pierwszoplanowe znaczenie w tej wspöfpracy nalezy nadac 
ustaleniu i likwidacji obcls^eh srodowiska na obszarach przygra- 
nicznych, w szczegölnösci w dorzeczu Odry. 

3. Umawiajatce si^ Strony bqd^ siq pondto angazowaö na rzecz 
rozwijania uzgodnionych strategli, dotycza^cych regionalnej i mle,- 
dzynarodowej polityki ochrony srodowiska, w celu zapewnienia 
trwafego, sprzyjaja^cego srodowisku rozwoju w Europie. 

Artykuf 17 

Umawlaj^ce s\q Strony b^d^ wspöfdziafac w celu wzajemnego 
swiadczenia pomocy w razie klqsk i ci^zkich wypadköw. 

Artykuf 18 

1 . Umawlaja^ce siq Strony d^z^ do rozszerzenia pof^czeh trans- 
portowych w ruchu powietrznym, kolejowym, drogowym oraz w 
zegludze morskiej i ärödla^dowej, wykorzystuj^c najnowoczes- 
niejsze technologie. 

2. Umawiaja^ce si^ Strony dofoz^ starah, aby stworzyc dogodne 
warunki dia korzystania z ich sziaköw komunikacyjnych w trans- 
porcie mi^dzy Ich terytoriami oraz w tranzycie. 

3. Umawiaj^ce siq Strony da^za^do rozszerzenia, usprawnienia i 
zharmonizowania pof^czeh telekomunikacyjnych, uwzglqdniaj^c 
stan rozwoju europejskich i ml^dzynarodowych norm technlcz- 
nych oraz technologii. Dotyczy to w szczegölnösci pof^czeh 
telefonicznych, teleksowych i elektronicznego przekazywania 
danych. 

Artiykuf 19 

1 . Umawiaj^ce sie^ Strony podejm^ wszelkie stosowne dziafania 
w celu popierania i ufatwiania ruchu osobowego i turystykl. 

2. Umawiaj^ce siq Strony dofoz^ starah dIa usprawnienia i 
przyspieszenia, na zasadzie wzajemnosci, odpraw ceinych i gra- 
nicznych oraz dalszego rozwoju wspöfpracy wfasciwych organöw 
administracji. 

3. Umawiaj^ce s\q Strony zamierzaj^, w zaieznoäci od nasilenia 
ruchu, rozbudowaö i zmodernizowac istnieja^ce oraz otwierac 
nowe potrzebne przejscia graniczne. 


Artykuf 20 

1. Czfonkowie mniejszosci niemieckiej w Rzeczypospolltej 
Polsklej, to znaczy osoby posiadaj^ce polskle obywatelstwo, ktöre 
s^ niemieckiego pochodzenia albo przyzna]^ siq do jqzyka, kul- 
tury lub tradycji niemieckiej, a takze osoby w Republice Federal- 
nej Niemiec, posiadaj^ce niemleckie obywatelstwo, ktöre s^ pols- 
kiego pochodzenia, albo przyznaj^ si^ do j^zyka, kultury lub 
tradycji polskiej, maj^ prawo, indywidualnie lub wespöf z innymi 
czfonkami swej grupy, do swobodnego wyrazania, zachowania i 
rozwijania swej tozsamoäci etnicznej, kulturalne], jqzykowej i reli- 
gijnej bez jakiejkolwiek pröby asymilacji wbrew ich woli. Maj^ oni 
prawo do pefnego i skutecznego korzystania z praw czfowieka i 
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Sie haben das Recht, ihre Menschenrechte und Grundfreiheiten 
ohne jegliche Diskriminierung und in voller Gleichheit vor dem 
Gesetz voll und wirksam auszuüben. 

(2) Die Vertragsparteien verwirklichen die Rechte und Verpflich- 
tungen des internationalen Standards für Minderheiten, insbeson- 
dere gemäß der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der 
Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1948, der Europäischen 
Konvention vom 4. November 1950 zum Schutz der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten, des Internationalen Übereinkommens 
vom 7. März 1966 zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskri- 
minierung, des Internationalen Pakts vom 16. Dezember 1966 
über bürgerliche und politische Rechte, der Schlußakte von Hel- 
sinki vom 1. August 1975, des Dokuments des Kopenhagener 
Treffens über die menschliche Dimension der KSZE vom 29. Juni 
1990 sowie der Charta von Paris für ein neues Europa vom 
21. November 1990. 

(3) Die Vertragsparteien erklären, daß die in Absatz 1 genann- 
ten Personen insbesondere das Recht haben, einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern ihrer Gruppe 

- sich privat und in der Öffentlichkeit ihrer Muttersprache frei zu 
bedienen, in ihr Informationen zu verbreiten und auszutau- 
schen und dazu Zugang zu haben, 

- ihre eigenen Bildungs-, Kultur- und Religionseinrichtungen, 
-Organisationen oder -Vereinigungen zu gründen und zu unter- 
halten, die um freiwillige Beiträge finanzieller oder anderer Art 
sowie öffentliche Unterstützung im Einklang mit den nationalen 
Rechtsvorschriften ersuchen können und gleichberechtigten 
Zugang zu den Medien ihrer Region haben, 

- sich zu Ihrer Religion zu bekennen und diese auszuüben, 
einschließlich des Erwerbs und Besitzes sowie der Venft/en- 
dung religiösen Materials, und den Religionsunterricht in ihrer 
Muttersprache abzuhalten, 

- untereinander ungehinderte Kontakte innerhalb des Landes 
sowie Kontakte über Grenzen hinweg mit Bürgern anderer 
Staaten herzustellen und zu pflegen, mit denen sie eine 
gemeinsame ethnische oder nationale Herkunft, ein gemein- 
sames kulturelles Erbe oder religiöses Bekenntnis teilen, 

- Ihre Vor- und Familiennamen in der Form der Muttersprache zu 
führen, 

- Organisationen oder Vereinigungen in ihrem Land einzurichten 
und zu unterhalten und in Internationalen nichtstaatlichen 
Organisationen mitzuarbeiten, 

- sich wie jedermann wirksamer Rechtsmittel zur Ven/virklichung 
Ihrer Rechte im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften 
zu bedienen. 

(4) Die Vertragsparteien bekräftigen, daß die Zugehörigkeit zu 
den in Absatz 1 genannten Gruppen Angelegenheit der persön- 
lichen Entscheidung eines Menschen Ist, die für Ihn keinen Nach- 
teil mit sich bringen darf. 

Artikel 21 

(1) Die Vertragsparteien werden die ethnische, kulturelle, 
sprachliche und religiöse Identität der in Artikel 20 Absatz 1 
genannten Gruppen auf ihrem Hoheitsgebiet schützen und Bedin- 
gungen für die Förderung dieser Identität schaffen. Sie erkennen 
die besondere Bedeutung einer verstärkten konstruktiven Zusam- 
menarbeit in diesem Bereich an. Diese soll das friedliche Zusam- 
menleben und die gute Nachbarschaft des deutschen und des 
polnischen Volkes verstärken und zur Verständigung und Versöh- 
nung zwischen ihnen beitragen. 

(2) Die Vertragsparteien werden insbesondere 

- Im Rahmen der geltenden Gesetze einander Förderungsmaß- 
nahmen zugunsten der Angehörigen der in Artikel 20 Absatz 1 
genannten Gruppen oder ihrer Organisationen ermöglichen 
und erleichtern, 

- sich bemühen, den Angehörigen der in Artikel 20 Absatz 1 
• genannten Gruppen, ungeachtet der Notwendigkeit, die offi- 


podstawowych wolnosci bez jakiejkolwiek dyskryminacji i w wa- 
runkach petnej röwno§ci wobec prawa. 

2. Umawiaj^ce si^ Strony realizuja prawa i obowia^kl zgodnie 
ze standardami migdzynarodowymi dotycz^cyml mniejszosci, w 
szczegölnoäci zgodnie z Powszechn^ deklaracj^ praw czlowieka 
Narodöw Zjednoczonych z 10 grudnia 1948 roku, Europejsk^ 
konwencj^o ochronie praw czlowieka I podstawowych wolnoäci z 
4 listopada 1950 roku, Konwencjsi o zwalczaniu wszelkich form 
dyskryminacji rasowej z 7 marca 1966 roku, Mi^zynarodowym 
paktem praw obywatelskich i politycznych z 16 grudnia 1966 roku, 
Aktem kohcowym KBWE z 1 sierpnia 1975 roku, Dokumentem 
kopenhaskiego spotkania w sprawle ludzkiego wymiaru KBWE z 
29 czerwca 1990 roku, jak röwniez Parysk^ kart^ dia nowej 
Europy z 21 listopada 1990 roku. 

3. Umawiaja^ce siq Strony oswiadczaja, ze osoby wymienione w 
ustqpie 1 maj^ w szczegölnosci prawo, indywidualnie lub wespöl z 
innymi czlonkami swej grupy, do: 

- swobodnego poslugiwania siq j^zyklem ojczystym w zyciu pry- 
watnym I publicznie, dostqpu do informacji w tym jqzyku, jej 
rozpowszechnlania i wymiany, 

- zakladania i utrzymywania wlasnych instytucji, organizacji lub 
stowarzyszeri oäwiatowych, kulturainych i religijnych, ktöre 
mog^ s\q ubiegaö o dobrowolne wklady finansowe i inne, jak 
röwniez o pomoc publiczn^, zgodnie z prawem krajowym, oraz 
ktöre posiadaje^ röwnoprawny dostgp do srodköw przekazu 
swojego regionu, 

- wyznawania I praktykowania swej religii, w tym nabywania, 
posiadania I wykorzystywania materialöw religijnych oraz pro- 
wadzenla oäwiatowej dzialalnosci religijnej w jgzyku ojczystym, 

- ustanawiania I utrzymywania niezakföconych kontaktöw 
miqdzy sob^ w obrqbie swego kraju, jak röwniez kontaktöw 
poprzez granice z obywatelami innych pahstw, z ktörymi l^cz^ 
Ich wspölne pochodzenie etniczne lub narodowe, dzledzictwo 
kulturalne lub przekonania religijne, 

- uzywania swych Imion i nazwisk w brzmieniu je^zyka ojczy- 
stego, 

- zakladania i utrzymywania organizacji lub stowarzyszeri w 
obrebie swojego kraju oraz uczestniczenia w mi^dzynarodo- 
wych organizacjach pozarz^dowych, 

- korzystania na röwnl z innymi ze skutecznych srodköw praw- 
nych dIa urzeczywistniania swoich praw, zgodnie z prawem 
krajowym. 

4. Umawiaj^ce siq Strony potwierdzaj^, ze przynaleznoäc do 
grup wymienionych w ust^pie 1 jest spraw^ indywidualnego 
wyboru osoby, i ze nie mogat z niego wynikac zadne niekorzystne 
nast^pstwa. 

Artykul 21 

1. Umawiaj^ce sl^ Strony bqda^ na swych terytoriach chronily 
tozsamosc etnlczn^, kulturaln^, jqzykow^ I religijnej grup wymie- 
nionych w artykule 20 ustgp 1 , oraz tworzyly warunki do wspie- 
rania tej tozsamosci. Doceniaj^ szczegölne znaczenie wzmozonej 
konstruktywnej wspölpracy w tej dziedzinie. Wspölpraca ta 
powinna umaeniaö pokojowe wspölzycie i dobre s^siedztwo Naro- 
döw niemieckiego i polskiego oraz przyczyniac sig do porozumie- 
nla i pojednania miqdzy nimi. 

2. Umawiaj^ce si^ Strony b^dej w szczegölnosci: 

- w ramach obowi^ujacych ustaw wzajemnie umoziiwiac i ulat- 
wiac podejmowanie dzialah na rzecz wspierania czlonköw grup 
wymienionych w artykule 20 ustep 1 lub ich organizacji, 

- mimo koniecznosci uczenia sie oficjalnego jqzyka odnosnego 
panstwa, d^yc zgodnie z wlasciwymi przepisami prawa krajo- 
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zielle Sprache des betreffenden Staates zu erlernen, in Ein- 
klang mit den anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften ent- 
sprechende Möglichkeiten für den Unterricht ihrer Mutterspra- 
che oder in ihrer Muttersprache in öffentlichen Bildungseinrich- 
tungen sowie, wo immer dies möglich und notwendig ist, für 
deren Gebrauch bei Behörden zu gewährleisten, 

im Zusammenhang mit dem Unterricht von Geschichte und 
Kultur in Bildungseinrichtungen die Geschichte und Kultur der 
in Artikel 20 Absatz 1 genannten Gruppen berücksichtigen, 

- das Recht der Angehörigen der in Artikel 20 Absatz 1 genann- 
ten Gruppen achten, wirksam an öffentlichen Angelegenheiten 
teilzunehmen, einschließlich der Mitwirkung in Angelegenhei- 
ten betreffend den Schutz und die Förderung ihrer Identität, 

- diesbezüglich die notwendigen Maßnahmen ergreifen, und 
zwar nach entsprechenden Konsultationen im Einklang mit den 
Entscheidungsverfahren des jeweiligen Staates, wobei diese 
Konsultationen Kontakte mit Organisationen oder Vereini- 
gungen der in Artikel 20 Absatz 1 genannten Gruppen ein- 
schließen. 

(3) Die Vertragsparteien werden im Hinblick auf die in diesem 
Artikel und in den Artikeln 20 und 22 angesprochenen Fragen die 
Bestimmungen von Artikel 3 anwenden. 


Artikel 22 

(1) Keine der Verpflichtungen aus den Artikeln 20 und 21 darf 
so ausgelegt werden, daß sie das Recht begründet, eine Tätigkeit 
auszuüben oder eine Handlung zu begehen, die in Widerspruch 
zu den Zielen und Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen, 
anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen oder den Bestimmun- 
gen der Schlußakte von Helsinki einschließlich des Prinzips der 
territorialen Integrität der Staaten steht. 

(2) Jeder Angehörige der in Artikel 20 Absatz 1 genannten 
Gruppen in der Republik Polen beziehungsweise in der Bundes- 
republik Deutschland Ist nach Maßgabe vorstehender Bestim- 
mungen gehalten, sich wie jeder Staatsbürger loyal gegenüber 
dem jeweiligen Staat zu verhalten, indem er sich nach den Ver- 
pflichtungen richtet, die sich auf Grund der Gesetze dieses Staa- 
tes ergeben. 

Artikel 23 

(1) Die Vertragsparteien werden auf der Grundlage der zwi- 
schen ihnen bestehenden Abkommen und Programme den Kul- 
turaustausch in allen Bereichen und auf allen Ebenen intensivie- 
ren und ausbauen und damit zur europäischen kulturellen Iden- 
tität beitragen. Sie werden insbesondere die Zusammenarbeit 
zwischen Vereinigungen von Künstlern, kulturellen Institutionen 
und Organisationen unterstützen sowie die direkten Kontakte 
zwischen deutschen und polnischen Künstlern fördern. 

(2) Die bestehende Gemischte Kommission wird mindestens 
einmal jährlich zusammentreten, um den Stand des Kulturaus- 
tauschs in allen Bereichen zu prüfen und Vereinbarungen über die 
nächsten Vorhaben zu treffen. 


Artikel 24 

Die Vertragsparteien werden das Abkommen über die Errich- 
tung und die Tätigkeit von Kulturinstituten mit Leben erfüllen und 
voll ausschöpfen. 

Artikel 25 

(1) Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Bereitschaft, allen 
interessierten Personen umfassenden Zugang zur Sprache und 
Kultur des anderen Landes zu ermöglichen, und sie unterstützen 
entsprechende staatliche und private Initiativen und Institutionen. 

(2) Die Vertragsparteien werden die Verbreitung von klassi- 
scher und zeitgenössischer Literatur des anderen Landes in Origi- 
nalsprache und Übersetzung verstärkt fördern. 


wego do zapewnienia cztonkom grup wymienionych w artykule 
20 ustqp 1 odpowiednich moziiwoäcl nauczania ich je^zyka 
ojczystego lub w ich jqzyku ojczystym, w publicznych placöw- 
kach oswiatowych, jak röwniez tarn, gdzie to jest moziiwe i 
konieczne, postugiwania siq nim wobec wtadz publicznych, 

- uwzglqdniac historiq i kulturq grup wymienionych w artykule 20 
ustqp 1 w zwi^ku z nauczaniem historii i kultury w placöwkach 
oäwiatowych, 

- szanowaö prawo czlonköw grup wymienionych w artykule 20 
ustqp 1 do skutecznego uczestnictwa w sprawach publicznych, 
ta^cznie z udziatem w sprawach dotycza^cych ochrony i wspie- 
rania ich tozsamosci, 

“ podejmowaö niezbqdne srodki w tym celu po nalezytej konsul- 
tacji, zgodnie z procedura^ podejmowania decyzji w danym 
panstwie, ta^cznie z kontaktami z organizacjami lub stowarzy- 
szeniami grup wymienionych w artykule 20 ustqp 1 . 


3. Umawiaje^ce siq Strony beße^ stosowaö postanowienia arty- 
kutu 3 w odniesieniu do spraw okre^lonych w niniejszym artykule 
oraz w artykutach 20 i 22. 


Artykut 22 

1. Zadnego z zobowi^ah wynikajacych z artykutöw 20 i 21 nie 
mozna interpretowaö jako poci^aje^cego za sobei prawo do anga- 
zowania siq w jakg^kolwiek dziatalnosc lub prowadzenia jakichkol- 
wiek dziatan wbrew celom i zasadom Karty Narodöw Zjednoczo- 
nych, innym zobowi^aniom wynikaja^cym z prawa miqdzynarodo- 
wego lub wbrew postanowieniom Aktu kohcowego KBWE, te^cznie 
z zasade^ integralnosci terytorialnej pahstw. 

2. Kazda osoba naleze^ca w Rzeczypospolitej Polskiej wzglqd- 
nie w Republice Federalnej Niemlec do grup wymienonych w 
artykule 20 ustqp 1 jest odpowiednio do powyzszych postanowieh 
zobowi^ana, jak kazdy obywatel, lojalnie postqpowaö wobec 
odnosnego Panstwa, kierujs^c siq obowi^kami wynikajg^cymi z 
ustawodawstwa tego Panstwa. 


Artykut 23 

1. Umawiajc^ce siq Strony bqda^, na podstawie istniejs^cych 
miqdzy nimi umöw i programöw, intensyfikowac i rozbudowywaö 
wymianq kulturalne^ we wszystkich dziedzinach i na wszystkich 
szczeblach, wnosze^c tym samym wktad do europejskiej tozsa- 
mosci kulturowej. Bqda^ w szczegölnoäci popierac wspötprac^ 
miqdzy stowarzyszeniami twörcöw i artystöw oraz instytucjami i 
organizacjami kulturainymi, jak röwniez bezpoärednie kontakty 
miqdzy niemieckimi i polskimi twörcami i artystami. 

2. Istnieje^ca Komisja mieszana bqdzie spotykac s\q co najmniej 
raz w roku, w celu zbadania stanu wymiany kulturalnej we wszyst- 
kich dziedzinach oraz dokonania uzgodnieri co do dalszych 
przedsiqwziqö. 

Artykut 24 

Umawiaje^ce siq Strony bqde^ urzeczywistniac i w petni wykorzy- 
stywac umowq o utworzeniu i dziatalnosci instytutöw kultury. 


Artykut 25 

1 . Umawiajs^ce siq Strony potwierdzaje^ swa^ gotowoäö do umoz- 
liwienia wszystkim zainteresowanym osobom petnego dostqpu do 
j^zyka i kultury drugiego kraju i bqdg^ popierac odpowiednie pan- 
stwowe oraz prywatne inicjatywy i instytucje. 

2. Umawiaja^ce siq Strony beda^ w wiqkszej mierze popieraö 
upowszechnianie literatury klasycznej i wspötczesnej drugiego 
kraju zaröwno w jqzyku oryginatu jak i w przektadzie. 
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(3) Die Vertragsparteien setzen sich nachdrücklich dafür ein, 
die Möglichkeiten auszubauen, in Schulen, Hochschulen und 
anderen Bildungseinrichtungen die Sprache des anderen Landes 
zu erlernen. Dabei wird auch die Gründung von Schulen ange- 
strebt, in denen in beiden Sprachen unterrichtet wird. Weiterhin 
werden sie sich bemühen, die Möglichkeiten des Studiums der 
Germanistik und Polonistik an den Hochschulen des anderen 
Landes auszu weiten. 

(4) Die Vertragsparteien werden bei der Entsendung von Leh- 
rern, der Aus- und Fortbildung von Lehrkräften sowie der Entwick- 
lung und Bereitstellung von Lehrmaterial, einschließlich des Ein- 
satzes von Fernsehen, Hörfunk, Audio-, Video- und Computer- 
technik Zusammenarbeiten. 

(5) Die Arbeit der unabhängigen deutsch-polnischen Schul- 
buchkommission wird weiterhin gefördert. 

Artikel 26 

(1) Die Vertragsparteien unterstreichen die Notwendigkeit einer 
erheblichen Erweiterung der wissenschaftlichen und schulischen 
Zusammenarbeit. Sie werden insbesondere die direkte Zusam- 
menarbeit und den Austausch zwischen Schulen, Hochschulen 
und wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen fördern und 
weiter ausbauen, und zwar sowohl durch den Austausch von 
Schülern, Studenten, Lehrern und wissenschaftlichen Lehrkräften 
als auch durch gemeinsame Vorhaben. 

(2) Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Absicht, die Möglich- 
keiten gegenseitiger Anerkennung von Studienzeiten und Hoch- 
schulabschlüssen zu prüfen. 

Artikel 27 

Die Vertragsparteien messen der Zusammenarbeit in der beruf- 
lichen Bildung große Bedeutung bei und werden sie durch ent- 
sprechende Vereinbarungen wesentlich ausbauen und vertiefen. 

Artikel 28 

(1) Die Vertragsparteien werden bei der Erhaltung und Pflege 
des europäischen kulturellen Erbes Zusammenarbeiten. Sie wer- 
den sich für die Denkmalpflege einsetzen. 

(2) Die Vertragsparteien werden sich der auf ihrem Gebiet 
befindlichen Orte Und Kulturgüter, die von geschichtlichen Ereig- 
nissen sowie kulturellen und wissenschaftlichen Leistungen und 
Traditionen der anderen Seite zeugen, besonders annehmen und 
zu ihnen freien und ungehinderten Zugang gewährleisten bezie- 
hungsweise sich für einen solchen Zugang einsetzen, soweit 
dieser nicht in staatlicher Zuständigkeit geregelt werden kann. Die 
genannten Orte und Kulturgüter stehen unter dem Schutz der 
Gesetze der jeweiligen Vertragspartei. Die Vertragsparteien wer- 
den gemeinsame Initiativen in diesem Bereich im Geiste der 
Verständigung und der Versöhnung verwirklichen, 

(3) Im gleichen Geiste sind die Vertragsparteien bestrebt, die 
Probleme im Zusammenhang mit Kulturgütern und Archivallen, 
beginnend mit Einzelfällen, zu lösen. 

Artikel 29 

(1) Die Vertragsparteien werden in der Überzeugung, daß die 
Entwicklung zwischenmenschlicher Kontakte eine unerläßliche 
Voraussetzung für die Verständigung und Versöhnung beider 
Völker ist, umfassende persönliche Begegnungen zwischen ihren 
Bürgern fördern. 

(2) Die Vertragsparteien unterstützen eine engere Zusammen- 
arbeit zwischen den Parteien, Gewerkschaften, Kirchen und 
Glaubensgemeinschaften, Sportorganisationen, Stiftungen sowie 
anderen gesellschaftlichen Organisationen und Verbänden. 

(3) Die Vertragsparteien unterstützen die Tätigkeit des 
Deutsch-Polnischen Forums. Sie begrüßen seine Bemühungen, 
unter Einbeziehung aller repräsentativen politischen und gesell- 
schaftlichen Kräfte In der Bundesrepublik Deutschland und der 


3. Umawiaje^ce siq Strony opowiadajc^ siq zdecydowanie za 
rozszerzeniem moziiwosci nauki j^zyka drugiego kraju w szko- 
fach, uczelniach i innych placöwkach oswiatowych. Bqdzie s\q 
przy tym röwniez d^yö do zaktadania szköf, w ktörych nauczanie 
bqdzie siq odbywac w obu j^zykach. Dofozs^ one ponadto starah 
na rzecz rozszerzenia moziiwosci studiöw germanistycznych i 
polonistycznych w uczelniach drugiego kraju. 

4. Umawiajs^ce siq Strony beßs^ wspöfpracowac w delegowaniu 
nauczycieli, w ksztafceniu i doskonaleniu zawodowym pracowni- 
köw dydaktycznych oraz w rozwijaniu i udostqpnianiu pomocy 
naukowych, f^nie z wykorzystaniem telewizji, radia, techniki 
audiowizualnej i komputerowej. 

5. Prace niezaleznej niemiecko-polskiej Komisji do spraw 
podrqczniköw szkoinych b^ds^ nadal popierane. 

Artykut 26 

1 . Umawiajcice si^ Strony podkreslajc^ koniecznosc znacznego 
rozszerzenia wspölpracy w dziedzinle nauki i szkolnictwa. Bqds^ w 
szczegölnosci wspierac i nadal rozszerzaö bezposrednis^ wspöl- 
pracq i wymianq miqdzy szkofami, uczelniami oraz naukowymi 
instytucjami badawczymi, zaröwno poprzez wymian^ uczniöw, 
studentöw, nauczycieli, pracowniköw naukowych jak i wspölne 
przedsiqwziqcia. 

2. Umawiajg^ce s\q Strony potwierdzajc^ zamiar zbadania mozii- 
wosci wzajemnego uznawania okresöw studiöw i dyplomöw 
uczelni. 

Artykuf 27 

Umawiajg^ce siq Strony przywi^ujg^ duz^ wagq do wspöfpracy 
w zakresie ksztafcenia zawodowego; bqd^ znacznie rozszerzaö 
i pogfqbiaö, zawierajs^c odpowiednie porozumienia. 

Artykuf 28 

1. Umawiajc^ce siq Strony bqde^ wspöfpracowac w zakresie 
zachowania i opieki nad europejskim dziedzictwem kulturowym. 
Bqd^ dbaö o ochronq zabytköw. 

2. Umawiajs^ce si^ Strony otoczs^ szczegölns^ opieks^ znajduj^ce 
s\q na ich terytoriach miejsca i dobra kultury, äwiadczs^ce o 
wydarzeniach historycznych oraz osi^niqciach i tradycjach kul- 
turalnych i naukowych drugiej Strony oraz zapewnis^ do nich 
swobodny i nieskrqpowany dostep, wzgle^dnie zadbajs^ o taki 
dostqp w przypadkach, gdy jego zapewnlenie nie nalezy do 
kompetencji pahstwa, Wspomniane miejsca i dobra kultury znaj- 
duj£^ s\q pod ochrons^ prawa kazdej ze Stron. Umawiaja^ce s\q 
Strony bqds^ realizowac w tym zakresie wspölne inicjatywy w 
duchu porozumienia i pojednania. 

3. Umawiajs^ce siq Strony be,d£^ dc^zyc w takim samym duchu do 
rozwi^ywania problemöw zwi^anych z dobrami kultury i archi- 
waliami, poczynajs^c od pojedynczych przypadköw. 

Artykuf 29 

1 . Umawiajs^ce s\q Strony bqds^ popieraö wszechstronne kon- 
takty osobiste miqdzy ich obywatelami, zywi^c przekonanie, ze 
rozwöj kontaktöw miqdzyludzkichjest niezb^dns^przesfank^ poro- 
zumienia I pojednania obu Narodöw. 

2. Umawiaj^ce siq Strony popieraö äcislejszs^ wspöfpracq 
miqdzy partiami, zwi^kami zawodowymi, koöciofami i zwi^kami 
wyznanlowymi, organizacjami sportowymi, fundacjami oraz 
innymi organizacjami i zrzeszeniami spofecznymi. 

3. Umawiajg^ce siq Strony popierajs^ dziafalnosö Forum nie- 
miecko-polskiego. Witajs^ z zadowoleniem jego starania, aby przy 
udziale wszystkich reprezentatywnych sif politycznych i spofecz- 
nych w Republice Federalnej Niemiec i w Rzeczypospolitej Pols- 


11 



Drucksache 12/1103 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Republik Polen, Konzeptionen für die Weiterentwicklung der 
deutsch-polnischen Beziehungen zu entwerfen und entspre- 
chende Initiativen zu ergreifen. 

Artikel 30 

(1) Die Vertragsparteien sind davon überzeugt, daß das gegen- 
seitige Kennenlernen und das gegenseitige Verstehen der jungen 
Generation von grundlegender Bedeutung ist, um der Verständi- 
gung und der Versöhnung zwischen dem deutschen und polni- 
schen Volk einen dauerhaften Charakter zu verleihen. Sie legen 
deshalb besonders großes Gewicht auf möglichst umfassende 
Kontakte und ein enges Zusammenwirken der deutschen und der 
polnischen Jugend. Die Vertragsparteien werden deshalb im Rah- 
men ihrer finanziellen Möglichkeiten die Begegnung und den 
Austausch von Jugendlichen in jeder Weise fördern. Allen 
Jugendlichen und Jugendorganisationen in beiden Ländern steht 
die Teilnahme an Begegnungen und gemeinsamen Vorhaben 
offen. 

(2) Die Vertragsparteien errichten ein Deutsch-Polnisches 
Jugendwerk. Über seine Rechtsform, Aufgaben und Finanzierung 
schließen sie ein gesondertes Abkommen. 

Artikel 31 

(1) Die Vertragsparteien setzen sich für die Zusammenarbeit 
der Medien, insbesondere von Fernsehen, Hörfunk und gedruck- 
ten Medien, ein. Diese Zusammenarbeit soll vor allem der Ver- 
ständigung und der Versöhnung zwischen Deutschen und Polen 
dienen. 

(2) Die Vertragsparteien kommen überein, daß Publikationen 
sowie Beilagen zu Tages- und Wochenzeitungen in der Sprache 
des anderen Landes frei hergestellt, vertrieben und gelesen wer- 
den können. Publikationen des anderen Landes können in Über- 
einstimmung mit den Artikeln 19 und 20 des Internationalen 
Paktes über bürgerliche und politische Rechte ungehindert einge- 
führt und vertrieben werden. Dies gilt auch für Geschenkabonne- 
ments und für Veröffentlichungen, die über ihre Auslandsvertre- 
tungen verteilt werden. 

Artikel 32 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland erklärt, daß polnische Grä- 
ber in der Bundesrepublik Deutschland geachtet werden und ihre 
Riege ermöglicht wird. Die Gräber polnischer Opfer der Kriege 
und der Gewaltherrschaft, die sich in der Bundesrepublik 
Deutschland befinden, stehen unter dem Schutz der deutschen 
Gesetze und werden erhalten und gepflegt. 

(2) Die Republik Polen erklärt, daß deutsche Gräber In der 
Republik Polen geachtet werden und Ihre Pflege ermöglicht wird. 
Die Gräber deutscher Opfer der Kriege und der Gewaltherrschaft, 
die sich in der Republik Polen befinden, stehen unter dem Schutz 
der polnischen Gesetze und werden erhalten und gepflegt. 

(3) Die Vertragsparteien unterstützen die Zusammenarbeit der 
Organisationen und Institutionen, die auf beiden Seiten für die 
Gräber von Opfern der Kriege und der Gewaltherrschaft zuständig 
sind. Sie ermöglichen Insbesondere diesen Organisationen und 
Institutionen die Erfassung, Instandsetzung und Pflege solcher 
Gräber. 

Artikel 33 

(1) Die Vertragsparteien werden die konsularischen und 
Rechtsbeziehungen, darunter den Rechtshilfeverkehr in Zivil- 
sachen, Strafsachen sowie in Sozial- und Verwaltungsangelegen- 
helten unter Berücksichtigung ihrer Rechtsordnungen sowie 
bestehender multilateraler und bilateraler Übereinkünfte, insbe- 
sondere der Konventionen des Europarats, weiterentwickeln, 
intensivieren und zum Nutzen ihrer Bürger vereinfachen. 

(2) Die Vertragsparteien werden Zusammenwirken bei der 
Bekämpfung des organisierten Verbrechens, des Terrorismus, 
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kiej opracowywac koncepcje dalszego rozwoju stosunköw nle- 
miecko-polskich i podejmowaö odpowiednie inicjatywy. 


Artykuf 30 

1 . Umawiajäce siq Strony sa^ przekonane, ze wzajemne pozna- 
nie i zrozumienie mtodych pokoleh ma podstawowe znaczenie dia 
nadania trwatego charakteru porozumieniu i pojednaniu Narodöw 
niemieckiego i polskiego. Przywic^zuja^ diatego szczegölnie duza^ 
wag^ do mozilwie szerokich kontaktöw i scistego wspötdziafania 
mtodiezy niemieckiej i polskiej. W tym celu, Umawlaje^ce siq 
Strony b^e^, w granicach moziiwosci finansowych, wszelkimi 
sposobami wspierac kontakty i wymiane mfodziezowa^. Cata mfo- 
dziez i jej organlzacje w obu Pahstwach maja^ moziiwosc udzialu w 
spotkaniach i wspölnych przedsi^wzieciach. 


2. Umawiaja^ce sie Strony tworza^ niemiecko-polska^ Instytucjq 
mtodziezowa^. Jej forma prawna, zadania i finansowanie zostana^ 
ustalone w odrebnej umowie. 

Artykut 31 

1 . Umawlaje^ce s\q Strony bqöq dziafac na rzecz wspötpracy 
^rodköw przekazu, w szczegölno^ci telewizji, radia oraz prasy i 
wydawnictw. Wspöfpraca ta powinna przede wszystkim sfuzyö 
porozumieniu i pojednaniu miedzy Niemcami i Polakami. 

2. Umawlaja^ce si^ Strony sa^ zgodne co do tego, ze publlkacje, 
a takze dodatki do dzienniköw i tygodniköw redagowane w jqzyku 
drugiego kraju moga^ byö swobodnie wydawane, rozpowszech- 
nlane i czytane. Publikacje z drugiego Pahstwa moga^ byö bez 
przeszköd wwozone i rozpowszechniane zgodnie z artykutami 1 9 
i 20 Mi^dzynarodowego paktu praw obywatelskich i politycznych. 
Dotyczy to röwniez bezpfatnej prenumeraty oraz publikacji rozpro- 
wadzanych przez Ich przedstawiclelstwa zagraniczne. 


Artykut 32 

1. Republika Federalna Niemiec oöwiadcza, ze polskie groby 
znajduja^ce si^ w Republice Federalnej Niemiec sa^ otoczone 
szacunklem oraz umoziiwiona jest opieka nad nimi. Groby pols- 
kich ofiar wojen i tyranil, znajduja^ce sie^ w Republice Federalnej 
Niemiec, podlegaja^ ochronie prawa niemieckiego oraz bqda^ 
zachowane i plel^gnowane. 

2. Rzeczpospollta Polska oswiadcza, ze niemieckie groby znaj- 
duja^ce siq w Rzeczypospolitej Polskiej sa^ otoczone szacunkiem 
oraz umoziiwiona jest opieka nad nimi. Groby niemieckich ofiar 
wojen i tyranii, znajduja^ce si^ w Rzeczypospolitej Polskiej, podle- 
gaja^ ochronie prawa polskiego oraz beßq zachowane i pielqgno- 
wane. 

3. Umawiaja^ce sle^ Strony popieraja^ wspötpracq organizacjl i 
instytucji odpowiedziainych w obu Pahstwach za groby ofiar 
wojen i tyranii. Umozliwiajq w szczegölnoöci tym organizacjom i 
instytucjom rejestracje^, uporza^dkowanie oraz opiek^ nad takimi 
grobami. 


Artykut 33 

1. Umawiajqce sie Strony beda^ rozwijac, intensyfikowaö i 
upraszczaö z korzyscia^ dIa ich obywateli stosunki prawne i konsu- 
larne, w tym obröt prawny w sprawach cywilnych i karnych, oraz 
socjainych i administracyjnych, z uwzglednieniem ich systemöw 
prawnych oraz istnieja^cych umöw wielostronnych i dwustronnych, 
w szczegölnosci konwencji Rady Europy. 

2. Umawiaja^ce si^ Strony beda^ wspötdziatac w zwalczaniu 
zorganizowanej przest^pczosci, terroryzmu, przestepczosci 
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der Wirtschaftskriminalität, der Rauschgiftkriminalität, des straf- 
baren Handels mit Kunstwerken, der rechtswidrigen Eingriffe in 
die Zivilluftfahrt und in die Seeschiffahrt sowie der Herstellung und 
Verbreitung von Falschgeld. Verfahren und Bedingungen für 
diese Zusammenarbeit werden gesondert vereinbart. 

Artikel 34 

(1) Die Vertragsparteien fördern eine umfassende Zusammen- 
arbeit auf bestimmten Gebieten der Gesundheitsvorsorge und bei 
der gemeinsamen Bekämpfung von Seuchen sowie Krankheiten, 
wie zum Beispiel Herz-, Kreislauf- und Krebserkrankungen und 
Aids. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland wird der Republik Polen 
Hilfestellung bei der Umstellung des staatlichen Gesundheits- 
systems auf ein Krankenversicherungssystem leisten. 

Artikel 35 

Die Vertragsparteien stiften einen gemeinsamen Preis für 
besondere Verdienste um die Entwicklung der deutsch-polni- 
schen Beziehungen. Der Preis wird alljährlich von einem Komitee 
verliehen, über dessen Statut eine gesonderte Vereinbarung 
geschlossen wird. 

Artikel 36 

Die Vertragsparteien werden ihre Zusammenarbeit im Rahmen 
internationaler Organisationen, insbesondere europäischer Orga- 
nisationen, verstärken. Sie werden einander behilflich sein, die 
Zusammenarbeit mit internationalen, insbesondere europäischen 
Organisationen und Institutionen, denen eine Vertragspartei als 
Mitglied angehört, zu entwickeln, falls die andere Vertragspartei 
ein entsprechendes Interesse bekundet. 

Artikel 37 

Dieser Vertrag richtet sich gegen niemanden. Er berührt nicht 
die Rechte und Verpflichtungen aus geltenden zweiseitigen und 
mehrseitigen Übereinkünften, die von den Vertragsparteien mit 
anderen Staaten geschlossen wurden. 

Artikel 38 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Warschau ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt am Tage des Austauschs der Ratifika- 
tionsurkunden in Kraft. 

(3) Dieser Vertrag gilt für die Dauer von zehn Jahren. Danach 
verlängert er sich stillschweigend um jeweils weitere fünf Jahre, 
sofern nicht eine der Vertragsparteien den Vertrag unter Einhal- 
tung einer Frist von einem Jahr vor Ablauf der jeweiligen Gel- 
tungsdauer schriftlich kündigt. 


Zu Urkund dessen haben die Vertreter der Vertragsparteien die- 
sen Vertrag unterzeichnet und mit Siegeln versehen. 

Geschehen zu Bonn am 17. Juni 1991 in zwei Urschriften, jede in 
deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicher- 
maßen verbindlich ist. 


gospodarczej, przestepczoäci zwi^anej z narkotykami, karal- 
nego handiu dziefami sztuki, bezprawnych naruszeh bezple- 
czehstwa cywilnej zeglugi powietrznej i morskiej oraz wytwarzania 
i wprowadzania do obiegu fatszywych srodköw pfatniczych. Pro- 
cedura i warunki tej wspöfpracy zostan^ uzgodnione odrqbnie. 

Artykul 34 

1 . Umawiaj^ce siq Strony b^d^ popieraö wszechstronn^ wspöf- 
prace w okreslonych dziedzinach profilaktyki zdrowotnej oraz we 
wspölnym zwalczaniu choröb zakaznych i innych choröb, jak na 
przykfad schorzenia serca i ukladu kr^zenia, nowotwory i AIDS. 

2. Republika Federalna Niemiec bqdzie udzielac Rzeczypospo- 
litej Polskiej pomocy w przejsciu od pahstwowego systemu 
ochrony zdrowia do systemu powszechnego ubezpieczenia zdro- 
wotnego. 

Artykul 35 

Umawiaj^ce s\q Strony ustanawiaj^ wspöln^ nagrod^ za szcze- 
gölne zaslugi dia rozwoju stosunköw niemiecko-polskich. Nagro- 
de te bedzie przyznawac corocznie komitet, ktörego Statut zosta- 
nie ustalony w odqbnym porozumieniu. 

Artykul 36 

Umawiaj^ce siq Strony bed^ umacniaö wspölpracq w ramach 
organizacji mi^dzynarodowych, ze szczegölnym uwzglqdnieniem 
organizacji europejskich. Bqd^ wzajemnie udzielaö sobie pomocy 
w rozwijaniu wspölpracy z miedzynarodowymi, zwiaszcza eu- 
ropejskimi organizacjami i instytucjami, ktörych czlonkiem jest 
jedna ze Stron, w przypadku gdy druga Strona wyrazi odpowied- 
nie zainteresowanie. 

Artykul 37 

Niniejszy Traktat nie jest wymierzony przeciw komukolwiek. Nie 
narusza on praw i zobowicizah, ktöre wynikaj^ z obowi^zuj^cych 
umöw dwustronnych i wielostronnych, zawartych przez kazd^ z 
Umawiaj^cych siq Stron z innymi panstwami. 

Artykul 38 

1. Traktat niniejszy podlega ratyfikacji. Wymiana dokumentöw 
ratyfikacyjnych nast^i w Warszawie, w moziiwie bliskim terminie. 

2. Traktat niniejszy wchodzi w zycie w dniu wymiany dokumen- 
töw ratyfikacyjnych. 

3. Traktat niniejszy obowic^uje przez dziesiqc lat. Ulega on 
nastqpnie automatycznemu przedluzaniu na okresy piqcioletnie, 
jezeli zadna z Umawiaj^cych si^ Stron nie wypowie go w drodze 
notyfikacji na rok przed uplywem danego okresu obowia^ywania. 


Na dowöd czego Przedstawiciele Umawiaj^cych s\% Stron pod- 
pisali niniejszy Traktat i opatrzyli go pieczqciami. 

Sporz^dzono w Bonn, dnia 17. czerwca 1991 roku, w dwöch 
egzemplarzach, kazdy w jqzykach niemieckim i polskim przy 
czym obydwa teksty maj^ jednakow^ moc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Republik^ Federaln^ Niemiec 
Dr. Helmut Kohl 
Hans-Dietrich Genscher 

Für die Republik Polen 
Za Rzeczpospolit^ Polsk^ 

Jan Krzysztof Bielecki 
Krzysztof Skubiszewski 
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Der Bundesminister Bonn, den 1 7. Juni 1 991 

des Auswärtigen 

Sehr geehrter Herr Minister, 

im Zusammenhang mit der heutigen Unterzeichnung des Vertrags 
zwischen der Bundesrepubiik Deutschiand und der Republik 
Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammen- 
arbeit möchte ich in Erinnerung rufen, daß während der Verhand- 
lungen nachfolgende Erklärungen abgegeben wurden: 

1. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland erklärt, daß 
sie sich bemüht, die Möglichkeit zu schaffen, damit auch die in 
der Bundesrepublik Deutschland lebenden Personen, die 
polnischer Abstammung sind oder die sich zur polnischen 
Sprache, Kultur oder Tradition bekennen und die durch die 
Bestimmungen des Artikels 20 Absatz 1 nicht erfaßt werden, 
weitgehend In den Genuß der in Artikel 20 genannten Rechte 
und der in Artikel 21 genannten Möglichkeiten kommen 
können. 

2. Die Regierung der Republik Polen erklärt, daß die In Artikel 8 
Absatz 3 erwähnte Perspektive eines Beitritts der Republik 
Polen zur Europäischen Gemeinschaft zunehmend Möglich- 
keiten schaffen wird, auch deutschen Bürgern eine Niederlas- 
sung in der Republik Polen zu erleichtern. 

3. Der Leiter der polnischen Delegation erklärt: 

Der Ministerrat der Republik Polen hat im Hinblick auf die 
Verwirklichung der Rechte der polnischen Bürger, die Ange- 
hörige nationaler Minderheiten sind, darunter auch der deut- 
schen Minderheit, durch Beschluß Nr. 142 vom 7. September 
1990 eine Kommission für nationale Minderheiten eingesetzt. 
Die Kommission beruft einen aus Vertretern der nationalen 
Minderheiten bestehenden Beirat. 

Zu den Hauptaufgaben der Kommission gehören 

- die Erarbeitung von Stellungnahmen und Vorschlägen zur 
Verwirklichung der Rechte und zur Befriedigung der 
Bedürfnisse der Angehörigen der Minderheiten, 

- Maßnahmen zum Schutz vor Verletzungen dieser Rechte, 

- Unterrichtung der polnischen Öffentlichkeit über die Pro- 
bleme der nationalen Minderheiten, 

- Erarbeitung eines Regierungsprogramms für Maßnahmen 
In diesem Bereich. 

In den Woiwodschaften mit nationalen Minderheiten wurde die 
Stelle eines Minderheitenbeauftragten eingerichtet. 

Minderheitenfragen sind auch Gegenstand des ständigen 
Interesses der Sejm-Kommission für Fragen der nationalen 
und ethnischen Minderheiten. 

4. Die Regierung der Republik Polen erklärt, daß sie derzeit 
keine Möglichkeit der Zulassung offizieller topographischer 
Bezeichnungen in traditionellen Siedlungsgebieten der deut- 
schen Minderheit In der Republik Polen auch in deutscher 
Sprache sieht. 

Unter Berücksichtigung des Interesses der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland an der Frage dieser topo- 
graphischen Bezeichnungen ist die Regierung der Republik 
Polen bereit, diese Frage zu gegebener Zeit zu prüfen. 

5. Beide Seiten erklären übereinstimmend: 

Dieser Vertrag befaßt sich nicht mit Fragen der Staatsangehö- 
rigkeit und nicht mit Vermögensfragen. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, die Versicherung meiner ausge- 
zeichneten Hochachtung. 

Hans-Dietrich Genscher 

Seiner Exzellenz dem Minister 
für Auswärtige Angelegenheiten 
der Republik Polen 

Herrn Prof. Dr. Krzysztof Skubiszewski 


(Tlumaczenie) 

Der Bundesminister Bonn, dnia 1 7 czerwca 1 991 roku 

des Auswärtigen 

Wielce Szanowny Panie Ministrze, 

w zwi^ku z podpisaniem w dniu dzisiejszym Traktatu miqdzy 
Rzecz^pospolit^ Polsk^ a Republik^ Federaln^ Niemiec o 
dobrym s^siedztwie i przyjaznej wspötpracy chcialbym przypom- 
nieö, ze podczas rokowah zlozone zostaly nastqpuj^ce oswlad- 
czenia: 

1. Rz^d Republik! Federalne] Niemiec oswiadcza, iz podejmuje 
starania celem stworzenia moziiwosci, aby takze zyj^ce w 
Republice Federalne] Niemiec osoby polskiego pochodzenia 
lub przyznaj^ce s\q do jqzyka, kultury lub tradycji polsklej, nie 
Objekte postanowieniami artykulu 20 ust^p 1, mogly korzystac 
w daleko id^cym zakresie z praw wymienionych w artykule 20 
i z moziiwosci wymienionych w artykule 21 . 


2. Rz^d Rzeczypospolite] Polskiej oswiadcza, ze wymieniona w 
artykule 8 ust^p 3 perspektywa przyst^pienia Rzeczypospoli- 
te] Polskiej do Wspölnoty Europejskiej stwarzac be,dzie ros- 
n^ce moziiwosci, ufatwiaj^ce röwniez obywatelom niemieckim 
osiedlanie siq w Rzeczypospolitej Polskiej. 

3. Przewodnicz^cy delegacji polskiej oswiadcza: 

Bior^c pod uwagq realizacjq praw obywateli polskich, ktörzy 
s^ czfonkami mniejszosci narodowych, w tym takze mniej- 
szosci niemieckiej, Rada Ministröw Rzeczypospolitej Polskiej 
powotala do zycia, na mocy Uchwafy nr 142 z dnia 7 wrzesnia 
1990 roku, Komisj^ do spraw mniejszosci narodowych. 
Komisja ta powofuje Radq doradcz^ zlozon^ z przedstawicieli 
mniejszosci narodowych. 

Do gtöwnych zadah Komisji nalezy: 

- dokonywanie ocen i formulowanie propozycji zwi^anych z 
realizacj^ praw i potrzeb czlonköw mniejszosci, 

- podejmowanie dzialah w celu ochrony przed naruszeniem 
tych praw, 

- popularyzacja w spoleczehstwie polskim problematyki 
mniejszosci narodowych, 

- opracowanie rz^dowego programu dzialah w tej dziedzi- 
nie. 

W wojewödztwach, w ktörych istniej^ mniejszosci, utworzono 
stanowisko pelnomocnika do spraw mniejszosci. 

Problematyka mniejszosci jest takze przedmiotem stalego 
zainteresowania Sejmowej Komisji do spraw mniejszosci 
narodowych i etnicznych. 

4. Rz^d Rzeczypospolitej Polskiej oswiadcza, ze nie widzi obec- 
nie zadnej moziiwosci dopuszczenia na tradycyjnych obsza- 
rach osiedlenia mniejszosci niemieckiej w Rzeczypospolitej 
Polskiej oficjainych nazw topograficznych takze w jqzyku nie- 
mieckim. 

Bior^c pod uwag^ zainteresowanie Rzafiu Republik! Federal- 
nej Niemiec spraw^ tych nazw topograficznych, Rz^d Rze- 
czypospolitej Polskiej gotöw jest rozpatrzyö tq sprawe w sto- 
sownym czasie. 

5. Obie Strony oswiadczajq zgodnie: 

niniejszy Traktat nie zajmuje siq sprawq obywatelstwa i spra- 
wami majqtkowymi. 

Proszq przyjqc, Panie Ministrze, wyrazy mego najwyzszego sza- 
cunku 

Hans-Dietrich Genscher 

Jego Ekscelencja Minister 
Spraw Zagranicznych 
Rzeczypospolitej Polskiej 
Pan prof. dr Krzysztof Skubiszewski 
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Rzeczpospolita Pciska Warszawa, 1 7 czerwca 1 991 roku 

Minister Spraw Zagranicznych 

Wielce Szanowny Panie Ministrze, 

w zwi^ku z podplsaniem w dniu dzisiejszym Traktatu miqdzy 
Rzecz^ospolit^ Polske^ a Republik^ Federaln^ Niemiec o 
dobrym se^siedztwie i przyjaznej wspötpracy chciatbym przypom- 
niec, ze podczas rokowah ztozone zostaty nastqpuj^ce oswiad' 
czenia: 

1 . Rz^d Republik! Federalnej Niemiec oswiadcza, iz podejmuje 
starania celem stworzenia moziiwosci, aby takze zyj^ce w 
Republice Federalnej Niemiec osoby polskiego pochodzenia 
iub przyznaje^ce si^ do jqzyka, kultury lub tradycji polskiej, nie 
objqte postanowieniami artykuhj 20 ustqp 1 , mogly korzystaö 
w daleko id^cym zakresie z praw wymienionych w artykule 20 
i z moziiwosci wymienionych w artykule 21 . 

2. Rz^d Rzeczypospolitej Polskiej oswiadcza, ze wymieniona w 
artykule 8 ust^p 3 perspektywa przysteyDienia Rzeczypospoli* 
tej Polskiej do Wspölnoty Europejskiej stwarzaö bqdzie ros- 
n^ce moziiwosci, utatwiaja^ce röwniez obywatelom niemieckim 
osiedlanie s\q w Rzeczypospolitej Polskiej. 

3. Przewodnicz^cy delegacji polskiej oswiadcza: 

Bior^c pod uwagq realizacj^ praw obywateli polskich, ktörzy 
s^ cztonkami mniejszosci narodowych, w tym takze mniej- 
szosci niemieckie], Rada Ministröw Rzeczypospolitej Polskiej 
powotala do zycia, na mocy Uchwaty nr 1 42 z dnia 7 wrzeSnia 
1990 roku, Komisj^ do spraw mniejszosci narodowych. 
Komisja ta powotuje Rad^ doradcze^ ztozon^ z przedstawicieli 
mniejszoSci narodowych. 

Do giöwnych zadah Komisji nalezy: 

- dokonywanie ocen i formutowanie propozycji zwi^anych z 
realizacje^ praw i potrzeb cztonköw mniejszoSci, 

- podejmowanie dziatah w celu ochrony przed naruszeniem 
tych praw, 

“ popularyzacja w spofeczehstwie polskim problematyki 
mniejszosci narodowych, 

“ opracowanle rza^dowego programu dziatah w tej dziedzi- 
nie. 

W wojewödztwach, w ktörych Istniejq mniejszosci, utworzono 
stanowisko pelnomocnika do spraw mniejszosci. 

Problematyka mniejszosci jest takze przedmiotem statego 
zainteresowania Sejmowej Komisji do spraw mniejszosci 
narodowych i etnicznych. 

4. Rz^d Rzeczypospolitej Polskiej oswiadcza, ze nie widzi obec> 
nie zadnej moziiwosci dopuszczenia na tradycyjnych obsza- 
rach osiedlenia mniejszosci niemieckiej w Rzeczypospolitej 
Polskiej oficjainych nazw topograficznych takze w jqzyku nie- 
mieckim. 

Bior^c pod uwagq zainteresowanie Rzs^du Republik! Federal- 
nej Niemiec sprawq tego topograficznego nazewnictwa, Rz^d 
Rzeczypospolitej Polskiej gotöw jest rozpatrzyc tq sprawq w 
stosownym czasie. 

5. Obie Strony oswiadczajq zgodnie: 

niniejszy Traktat nie zajmuje siq sprawq obywatelstwa i spra- 
wami majqtkowymi. 

Proszq przyjqc, Panie Ministrze, wyrazy mego najwyzszego sza- 
cunku 

Krzysztof Skubiszewski 

Jego Ekscelencja 

Pan Hans-Dietrich Genscher 

Federalny Minister Spraw Zagranicznych 

Republik! Federalnej Niemiec 

Bonn 


(Übersetzung) 

Republik Polen Warszawa, den 1 7. Juni 1 991 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten 

Sehr geehrter Herr Minister, 

Im Zusammenhang mit der heutigen Unterzeichnung des Vertrags 
zwischen der Republik Polen und der Bundesrepublik Deutsch- 
land über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammen- 
arbeit möchte ich in Erinnerung rufen, daß während der Verhand- 
lungen nachfolgende Erklärungen abgegeben wurden: 

1. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland erklärt, daß 
sie sich bemüht, die Möglichkeit zu schaffen, damit auch die in 
der Bundesrepublik Deutschland lebenden Personen, die pol- 
nischer Abstammung sind oder die sich zur polnischen Spra- 
che, Kultur oder Tradition bekennen und die durch die Bestim- 
mungen des Artikels 20 Absatz 1 nicht erfaßt werden, weitge- 
hend in den Genuß der in Artikel 20 genannten Rechte und der 
in Artikel 21 genannten Möglichkeiten kommen können. 

2. Die Regierung der Republik Polen erklärt, daß die in Artikel 8 
Absatz 3 erwähnte Perspektive eines Beitritts der Republik 
Polen zur Europäischen Gemeinschaft zunehmend Möglich- 
keiten schaffen wird, auch deutschen Bürgern eine Nieder- 
lassung in der Republik Polen zu erleichtern. 

3. Der Leiter der polnischen Delegation erklärt: 

Der Ministerrat der Republik Polen hat im Hinblick auf die 
Verwirklichung der Rechte der polnischen Bürger, die Ange- 
hörige nationaler Minderheiten sind, darunter auch der deut- 
schen Minderheit, durch Beschluß Nr. 142 vom 7. September 
1990 eine Kommission für nationale Minderheiten eingesetzt. 
Die Kommission beruft einen aus Vertretern der nationalen 
Minderheiten bestehenden Beirat. 

Zu den Hauptaufgaben der Kommission gehören 

- die Erarbeitung von Stellungnahmen und Vorschlägen zur 
Verwirklichung der Rechte und zur Befriedigung der 
Bedürfnisse der Angehörigen der Minderheiten, 

- Maßnahmen zum Schutz vor Verletzungen dieser Rechte, 

- Unterrichtung der polnischen Öffentlichkeit über die Pro- 
bleme der nationalen Minderheiten, 

- Erarbeitung eines Regierungsprogramms für Maßnahmen 
In diesem Bereich. 

In den Woiwodschaften mit nationalen Minderheiten wurde die 
Stelle eines Minderheiten beauftragten eingerichtet. 

Minderheitenfragen sind auch Gegenstand des ständigen 
Interesses der Sejm-Kommission für Fragen der nationalen 
und ethnischen Minderheiten. 

4. Die Regierung der Republik Polen erklärt, daß sie derzeit 
keine Möglichkeit der Zulassung offizieller topographischer 
Bezeichnungen in traditionellen Siedlungsgebieten der deut- 
schen Minderheit in der Republik Polen auch in deutscher 
Sprache sieht. 

Unter Berücksichtigung des Interesses der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland an der Frage dieser topographi- 
schen Bezeichnungen ist die Regierung der Republik Polen 
bereit, diese Frage zu gegebener Zeit zu prüfen. 

5. Beide Staaten erklären übereinstimmend: 

Dieser Vertrag befaßt sich nicht mit Fragen der Staatsangehö- 
rigkeit und nicht mit Vermögensfragen. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner vorzüg- 
lichsten Hochachtung. 

Krzysztof Skubiszewski 

Seiner Exzellenz 

Herrn Hans-Dietrich Genscher 

dem Bundesminister des Auswärtigen 

der Bundesrepublik Deutschland 

Bonn 
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Denkschrift zum Vertrag 


Allgemeines 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit, der am 6. Juni 1991 in 
Warschau von den Verhandlungsführern paraphiert wor- 
den war, wurde am 17. Juni 1991 durch Bundeskanzler 
Kohl und den polnischen Ministerpräsidenten Bielecki 
sowie durch die beiden Außenminister in Bonn unterzeich- 
net. Zusammen mit dem Vertrag vom 14. November 1990 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Polen über die Bestätigung der zwischen ihnen beste- 
henden Grenze und einem ergänzenden Briefwechsel der 
Außenminister bildet er ein Vertragswerk, dessen Ziel die 
zukunftsorientierte Gestaltung der deutsch-polnischen 
Beziehungen und die Verständigung und Versöhnung der 
beiden Völker ist. Der Vertrag ist auf eine breite und 
intensive Zusammenarbeit zwischen Deutschland und 
Polen in allen wesentlichen Bereichen angelegt. Damit 
wurde dem von Bundeskanzler Kohl und Ministerpräsident 
Mazowiecki bei ihrem Treffen im November 1990 zum 
Ausdruck gebrachten gemeinsamen Wunsche entspro- 
chen, eine Von^^ärtsbewegung auf allen Gebieten - in der 
Politik einschließlich der Sicherheitspolitik insbesondere 
bei Abrüstung und Rüstungskontrolle, in Wirtschaft, Wis- 
senschaft und Technologie, im kulturellen Austausch 
sowie bei der Förderung der Begegnung zwischen den 
Menschen und insbesondere der jungen Generation - zu 
erreichen. 

Es besteht Einvernehmen, daß der Vertrag den Rahmen 
für die weitere Gestaltung der Beziehungen bildet, die 
Umsetzung in einzelne Maßnahmen jedoch gesonderten 
Übereinkünften überlassen bleibt. 

Das bilaterale Verhältnis wird fest mit den europäischen 
Strukturen verbunden. Die Abschnitte zu Sicherheit, Abrü- 
stung und Rüstungskontrolle sind geprägt von dem 
gemeinsamen Verständnis, daß der Aufbau kooperativer 
Strukturen der Sicherheit in Europa auf der Grundlage der 
Schlußakte von Helsinki, der Charta von Paris für ein 
neues Europa sowie der anderen KSZE-Dokumente not- 
wendig ist. Beide Seiten waren sich einig, daß in einem 
solchen Europa kein Platz für jedwede Form von Aggres- 
sion ist und daß der KSZE-Prozeß auch den Rahmen für 
weitere bilatrale Verträge beider Vertragspartner mit ande- 
ren europäischen Staaten bildet, so daß alle Verträge in 
einem harmonischen Verhältnis zueinander stehen und 
gegen niemanden gerichtet sind. 

In Hinblick auf die Europäische Gemeinschaft ist der Ver- 
trag auf die Perspektive eines Beitritts der Republik Polen 
zur Europäischen Gemeinschaft angelegt, dem eine 
Phase der Assoziierung vorausgehen muß. 

Besonderes Augenmerk wurde dem Prozeß des Zusam- 
menwachsens Europas und der Üben/vindung des Ent- 
wicklungsgefälles innerhalb Europas gewidmet. Diesem 
Ziel ist die Unterstützung des Umgestaltungsprozesses in 
Polen im Rahmen einer voll entwickelten sozialen Markt- 
wirtschaft verpflichtet, die insbesondere in den Abschnitten 
zur wirtschaftlichen, finanziellen sowie regionalen und 
grenznahen Zusammenarbeit geregelt ist. Auch der 


Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technologie, im 
Umweltschutz und bei der Katastrophenhilfe, bei der Ver- 
besserung von Verkehrs- und Kommunikationsverbindun- 
gen sowie bei der Erleichterung von Zoll- und Grenzabfer- 
tigung kommt In diesem Zusammenhang besondere 
Bedeutung zu. 

Angesichts der zentralen Bedeutung der Minderheiten- 
frage für die weitere Entwicklung der bilateralen und multi- 
lateralen Beziehungen enthält der Vertrag ausführliche 
Regelungen des Status der deutschen Minderheit in 
Polen. Sie beruhen auf dem gemeinsamen Verständnis, 
daß die deutsche Minderheit in Polen und deutsche Bürger 
und Bürgerinnen polnischer Abstammung in Deutschland 
als natürliche Brücken zwischen dem deutschen und dem 
polnischen Volk zu betrachten sind. Die deutsche Minder- 
heit in Polen wird in ihrer Existenz förmlich anerkannt und 
erhält eine rechtlich gesicherte Grundlage für ihre Entfal- 
tung in der angestammten Heimat. Damit wurde den zen- 
tralen Anliegen der deutschen Minderheit Rechnung ge- 
tragen. 

Die Regelung der Minderheitenprobleme beruht auf einer 
europäischen Grundlage. Die wesentlichen Teile des euro- 
päischen Standards der Minderheitenrechte, wie er insbe- 
sondere im Dokument des Kopenhagener Treffens über 
die menschliche Dimension der KSZE sowie in den Emp- 
fehlungen des Europarats niedergelegt ist, sind in dem 
Vertrag völkerrechtlich verbindlich festgeschrieben. Per- 
spektiven weiterer Verbesserungen ergeben sich sowohl 
aus dem ergänzenden Briefwechsel als auch aus der 
Verbindung des Status der deutschen Minderheit in Polen 
mit dem jeweiligen Fortschritt des internationalen Stan- 
dards (Artikel 20 Abs. 2). 

Entsprechend einem langjährigen Anliegen polnischer 
Regierunen werden deutschen Bürgern und Bürgerinnen 
polnischer Abstammung in Deutschland nach Maßgabe 
der Bestimmung in Artikel 20 Abs. 1 gleiche Rechte ein- 
geräumt wie Angehörigen der deutschen Minderheit in 
Polen. 

Zahlreiche Artikel sind dem kulturellen Austausch und der 
Begegnung zwischen den Menschen gewidmet. Ausdrück- 
lich wird auf die Einrichtung eines deutsch-polnischen 
Jugendwerks hingewiesen, wobei der entsprechende Ver- 
trag ebenfalls bereits am 17. Juni 1991 unterzeichnet wer- 
den konnte. 

Der Pflege des kulturellen Erbes der beiden Völker im 
jeweils anderen Land sowie dem Erhalt von Gräbern und 
Gedenkstätten der Opfer der Kriege und der Gewaltherr- 
schaft wurden ebenfalls eigene Artikel gewidmet. 

Mit einem gemeinsamen Preis sollen alljährlich Verdienste 
um die Entwicklung der deutsch-polnischen Beziehungen 
geehrt werden. 

Besonderes 

Präambel 

Die Präambel bringt das beiderseitige Bestreben zum Aus- 
druck, die leidvollen Kapitel der Vergangenheit abzuschlle- 
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ßen und an die jahrhundertelangen guten Traditionen der 
Geschichte Deutschlands und Polens anzuknüpfen. Sie 
betont die Notwendigkeit einer gerechten und dauerhaften 
europäischen Friedensordnung und verweist auf die 
gemeinsame Verantwortung beim Aufbau eines neuen, 
durch Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlich- 
keit vereinten und freien Europa. 

In diesem Zusammenhang wird auch auf die Bedeutung 
des Abbaus des Entwicklungsgefälles und der politischen 
und wirtschaftlichen Heranführung der Republik Polen an 
die Europäische Gemeinschaft hingewiesen. Besonders 
gewürdigt werden die jahrhundertelange gegenseitige 
Bereicherung der Kulturen und die Rolle der jungen Gene- 
ration bei der Vertrauensbildung und Aussöhnung zwi- 
schen beiden Völkern. 

Artikel 1 

Artikel 1 nennt die grundlegenden Vertragsziele. Sie 
umfassen sowohl den bilateralen Aspekt als auch die 
europäische Perspektive. 

Artikel 2 

Artikel 2 ist den Grundsätzen gewidmet, die die Gestaltung 
der Beziehungen bestimmen sollen. Im Anschluß an die 
Verurteilung von Totalitarismus sowie jeder Form von Ras- 
senhaß und Haß zwischen Volksgruppen erfolgt ein 
besonderer Hinweis auf die Bedeutung von Minderheiten 
und gleichgestellen Gruppen als natürliche Brücken zwi- 
schen dem deutschen und dem polnischen Volk. Auch 
Polen bekräftigt die für Deutschland bereits in Artikel 25 
Grundgesetz niedergelegte unmittelbare Geltung der all- 
gemeinen Regeln des Völkerrechts im innerstaatlichen 
Recht. 

Artikel 3 

In Artikel 3 wird ein regelmäßiger Konsultationsmechanis- 
mus zwischen den Regierungschefs sowie anderen Mit- 
gliedern der Regierungen festgelegt und die Zusammen- 
arbeit bestehender sowie noch zu gründender Kommissio- 
nen geregelt. 

Artikel 4 

Artikel 4 ist im besonderen der Zusammenarbeit zwischen 
den Parlamenten gewidmet. 

Artikel 5 bis 7 

Die Artikel 5 bis 7 befassen sich mit Fragen der Sicherheit, 
Abrüstung und Rüstungskontrolle. Übergeordnetes Ziel ist 
die Stärkung der Stabilität und der gemeinsame Aufbau 
kooperativer Strukturen der Sicherheit in Europa auf der 
Grundlage der Schlußakte von Helsinki, der Charta von 
Paris für ein neues Europa sowie der anderen KSZE- 
Dokumente. Die Formulierungen sind geprägt von der 
gemeinsamen Überzeugung, daß In einem solchen 
Europa kein Platz für jedwede Form von Aggression ist. 

Artikel 8 

In Artikel 8 erklärt die Bundesrepublik Deutschland ihre 
Bereitschaft, die Heranführung der Republik Polen an die 
Europäische Gemeinschaft im Rahmen ihrer Möglichkei- 
ten nach Kräften zu fördern. Nach einer Phase der Assozi- 
ierung wird die Perspektive eines Beitritts der Republik 


Polen zur Europäischen Gemeinschaft eröffnet, sobald die 
Voraussetzungen dafür gegeben sind. Ähnliche Formulie- 
rungen finden sich auch in Verträgen Polens mit anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft. 

Artikel 9 und 10 

Im Prozeß des Zusammenwachsens und der Überwindung 
des Entwicklungsgefälles kommt den Bestimmungen zur 
wirtschaftlichen und finanziellen Zusammenarbeit hervor- 
gehobene Bedeutung zu. 

In Artikel 9 erklärt die deutsche Seite ihre Bereitschaft, den 
Umgestaltungsprozeß in Polen im Rahmen einer voll ent- 
wickelten sozialen Marktwirtschaft zu unterstützen. Mit 
diesem Ziel sollen Investitionen und Kapitalanlagen sowie 
industrielle Kooperation gefördert werden. In Artikel 10 
wird die Bedeutung der Lösung des Problems der polni- 
schen Verschuldung für den Erfolg des Reformprogramms 
hervorgehoben. 

Artikel 11 

Artikel 1 1 regelt die Zusammenarbeit im Bereich der Land- 
wirtschaft. 

Artikel 12 

Dieser Artikel ist der Zusammenarbeit zwischen Regionen, 
Städten, Gemeinden und anderen Gebietskörpern, insbe- 
sondere im grenznahen Bereich, gewidmet. Er enthält 
einen besonderen Verweis auf die Tätigkeit der Regie- 
rungskommission für regionale und grenznahe Zusam- 
menarbeit, die sich im April 1991 konstituiert hat. 

Artikel 13 

Artikel 13 legt die Grundlage für eine enge Abstimmung 
der nationalen Raumordnungspolitiken zwischen den 
Nachbarstaaten. 

Artikel 14 

In Artikel 14 wird die Zusammenarbeit insbesondere im 
Bereich der sozialen Sicherung geregelt. 

Artikel 15 

Artikel 15 ist der Zusammenarbeit in Wissenschaft und 
Technologie gewidmet. Initiativen von Wissenschaftlern 
und Forschungseinrichtungen sollen unterstützt, der 
Zugang zu Forschungsinstituten, Archiven und Bibliothe- 
ken erleichtert werden. 

Artikel 16 und 17 

Artikel 16 befaßt sich mit Maßnahmen, die die Abwehr 
drohender Gefahren für die Umwelt und die Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen zum Gegenstand haben. 
Artikel 17 regelt die gegenseitige Hilfeleistung bei Kata- 
strophen und schweren Unglücksfällen. 

Artikel 18 

Dieser Artikel hat die Erweiterung und Verbesserung von 
Transport- und Kommunikationsverbindungen zum Inhalt. 

Artikel 19 

Artikel 19 enthält Ausführungen zur Förderung von Reise- 
und Fremdenverkehr. In diesem Zusammenhang wird 
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auch der Verbesserung der Zoll- und Grenzabfertigung 
sowie dem Ausbau bestehender und der Einrichtung neuer 
Grenzübergänge Bedeutung beigemessen. 

Artikel 20 bis 22 

Mit ausführlichen Regelungen zur Minderheitenfrage in 
den Artikeln 20 bis 22 ist die deutsche Minderheit in der 
Republik Polen nicht nur erstmalig seit dem Zweiten Welt- 
krieg in ihrer Existenz förmlich anerkannt worden, sondern 
es konnte auch eine rechtlich gesicherte Grundlage für 
ihre Entfaltung in der angestammten Heimat geschaffen 
werden. Die wesentlichen Teile des europäischen Stan- 
dards der Minderheitenrechte, wie er insbesondere im 
Dokument des Kopenhagener Treffens über die mensch- 
liche Dimension der KSZE sowie in den Empfehlungen des 
Europarats niedergelegt ist, konnten im Vertrag verankert 
werden. Artikel 20 gewährt den Anghörigen der deutschen 
Minderheit in Polen und den Personen deutscher Staats- 
angehörigkeit in Deutschland, die polnischer Abstammung 
sind oder sich zur polnischen Sprache, Kultur oder Tradi- 
tion bekennen, umfassende Rechte, die sie einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern ihrer Gruppe gel- 
tend machen können. Die Zugehörigkeit zur deutschen 
Minderheit in Polen bzw. zur polnischen Gruppe in 
Deutschland Ist Sache der persönlichen Entscheidung des 
einzelnen, die ihm keinen Nachteil bringen darf. Artikel 21 
Abs. 3 verweist auf die Möglichkeit, bei Bedarf Fragen der 
Minderheit auch auf höchster politischer Ebene zu erörtern 
sowie nach gegenseitiger Absprache eine gemischte Kom- 
mission zur Behandlung von Fragen der deutschen Min- 
derheit in Polen zu bilden. 

In dem ergänzenden Briefwechsel der Außenminister sind 
eine „Bemühens-Klausel“ im Hinblick auf Personen polni- 
scher Staatsangehörigkeit in Deutschland sowie Ausblicke 
auf weitere Rechte und Unterstützungsmaßnahmen für die 
deutsche Minderheit enthalten, die im Vertrag selbst noch 
nicht geregelt werden konnten. Dabei handelt es sich unter 
anderem um die Zulassung topographischer Bezeichnun- 
gen in deutscher Sprache in traditionellen Siedlungsgebie- 
ten der deutschen Minderheit und die Bereitschaft der 
polnischen Regierung, deutschen Bürgern Im Zusammen- 
hang mit der Perspektive des polnischen Beitritts zur Euro- 
päischen Gemeinschaft eine Niederlassung in Polen zu 
erleichtern. Außerdem nimmt die polnische Seite dort aus- 
führlich zu den Aufgaben der vom Ministerrat der Republik 
Polen eingesetzten Kommission für nationale Minderhei- 
ten Steilung, zu deren Mandat auch die Einberufung eines 
aus Vertretern der Minderheiten bestehenden Beirats 
gehört. Ferner wird im Briefwechsel von beiden Seiten 
übereinstimmend klargestellt, daß der Vertrag Fragen der 
Staatsangehörigkeit sowie Vermögensfragen nicht regelt. 

Artikel 23 und 27 

Die Artikel 23 und 27 sind den kulturellen Beziehungen 
gewidmet. Artikel 23 hat die Intensivierung des Kulturaus- 
tauschs auf allen Ebenen zum Gegenstand und verweist 
auf die bestehende Gemischte Kulturkommission. In Arti- 
kel 24 zeigen sich beide Seiten entschlossen, die Tätigkeit 
der Kulturinstitute zu unterstützen und mit Leben zu erfül- 
len. Artikel 25 regelt insbesondere die Förderung von 
Sprache und Literatur des jeweils anderen Landes, die 
Entsendung sowie Aus- und Fortbildung von Lehrkräften 
und die Bereitstellung von Lehrmaterial, während Arti- 
kel 26 die Förderung der Zusammenarbeit zwischen Schu- 


len, Hochschulen und wissenschaftlichen Forschungsein- 
richtungen vorsieht. Artikel 27 befaßt sich mit der Zusam- 
menarbeit in der beruflichen Bildung. 

Artikel 28 

Artikel 28 hat insbesondere die Erhaltung und Pflege der 
Kulturgüter der jeweils anderen Seite zum Gegenstand 
und enthält Regelungen zum freien und ungehinderten 
Zugang zu diesen Kulturgütern sowie zu historisch und 
kulturell bedeutsamen Orten. In Absatz 3 kommt das bei- 
derseitige Bemühen zum Ausdruck, sich für die Lösung 
von Problemen im Zusammenhang mit Kulturgütern und 
Archivalien, beginnend mit Einzelfällen, einzusetzen. 
Diese Formulierung bietet einen Ansatz für die Regelung 
von Fragen im Zusammenhang mit der Rückführung von 
Kulturgütern. 

Artikel 29 

In Artikel 29 kommt das Bestreben beider Seiten zum 
Ausdruck, persönliche Begegnungen zwischen ihren Bür- 
gern auf allen Ebenen, zwischen Organisationen und im 
Rahmen von Städte- und Gemeindepartnerschaften, zu 
fördern. 

Artikel 30 

Artikel 30 dokumentiert die besondere Bedeutung, die dem 
gegenseitigen Kennenlemen der jungen Generation für die 
dauerhafte Verständigung und Versöhnung zwischen dem 
deutschen und dem polnischen Volk beigemessen wird. In 
diesem Zusammenhang wird das Deutsch-Polnische 
Jugendwerk hervorgehoben, über dessen Errichtung am 
17. Juni 1991 ein gesondertes Abkommen geschlossen 
wurde. 

Artikel 31 

Dieser Artikel befaßt sich mit der Zusammenarbeit der 
Medien, die beide Seiten im Dienste der Verständigung 
und Versöhnung fördern wollen. Es wird die grundsätzliche 
Möglichkeit der Herstellung, der Einfuhr und des Vertriebs 
von Publikationen in der Sprache des jeweils anderen 
Landes eröffnet. 

Artikel 32 

In Artikel 32 erklären beide Seiten, daß Gräber der ande- 
ren Seite auf ihrem Gebiet, insbesondere Gräber von 
Opfern der Kriege und der Gewaltherrschaft, unter dem 
Schutz der Gesetze stehen, erhalten und gepflegt werden. 
Die Tätigkeit der Organisationen, die für die Gräber von 
Opfern der Kriege und der Gewaltherrschaft zuständig 
sind, wird unterstützt. Die polnische Seite hat in den Ver- 
handlungen ausdrücklich klargestellt, daß die Opfer der 
Vertreibung zu den Opfern des Krieges und der Gewalt- 
herrschaft gezählt werden. 

Artikel 33 

Artikel 33 enthält Aussagen zur Weiterentwicklung, Inten- 
sivierung und Vereinfachung des Rechtshilfeverkehrs 
sowie zur Zusammenarbeit bei der Verbrechensbekämp- 
fung. 

Artikel 34 

Artikel 34 regelt die Zusammenarbeit im Gesundheits- 
wesen. 
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Artikel 35 

In Artikel 35 wird die Einrichtung eines gemeinsamen 
Preises für besondere Verdienste um die Entwicklung der 
deutsch-polnischen Beziehungen vereinbart. Die Verlei- 
hung soll alljährlich erfolgen. 

Artikel 36 

Dieser Artikel hat die Verstärkung der Zusammenarbeit im 
Rahmen internationaler Organisationen zum Inhalt. 

Artikel 37 

Artikel 37 streicht ausdrücklich heraus, daß sich der Ver- 
trag gegen niemanden richtet. Darüber hinaus enthält er 
eine allgemeine Unberührtheitsklausel vertraglicher 
Rechte und Verpflichtungen in bezug auf andere Staaten. 
Dies ist unter anderem bedeutsam im Zusammenhang mit 
EG-Verträgen. 

Artikel 38 

Neben den üblichen Schlußklauseln enthält Artikel 38 die 
Festlegung der Vertragsdauer auf zehn Jahre mit still- 
schweigender Verlängerungsmöglichkeit um jeweils wei- 
tere fünf Jahre. Diese Vertragsdauer wurde angesichts der 
Perspektive eines möglichen Beitritts der Republik Polen 
zur Europäischen Gemeinschaft gewählt. 

Briefwechsel 

im Zusammenhang mit der Unterzeichnung des Vertrags 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche 
Zusammenarbeit am 17. Juni 1991 in Bonn 

Ziffer 1 

In Ziffer 1 erklärt die Bundesregierung, daß sie sich 
bemüht, die Möglichkeit zu schaffen, damit auch in 
Deutschland lebende Personen polnischer Abstammung, 
die aber nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, 
weitgehend in den Genuß der in Artikel 20 genannten 


Rechte und der in Artikel 21 genannten Möglichkeiten 
kommen können. 

Ziffer 2 

In Ziffer 2 erklärt die polnische Regierung ihre Bereitschaft, 
deutschen Bürgern eine Niederlassung in der Republik 
Polen in der Perspektive eines polnischen Beitritts zur 
Europäischen Gemeinschaft zu erleichtern. Diese Ziffer ist 
eine Konkretisierung des allgemeinen Aspekts, daß viele 
die Minderheit betreffende Fragen bei Näherrücken eines 
Beitritts Polens zur Europäischen Gemeinschaft entfallen 
oder sich leichter lösen lassen werden. 

Ziffer 3 

In dieser Ziffer werden die Hauptaufgaben der Kommis- 
sion für nationale Minderheiten erläutert, die durch 
Beschluß des Ministerrats der Republik Polen vom 7. Sep- 
tember 1990 eingesetzt wurde, 

Ziffer 4 

In Ziffer 4 erklärt die Regierung der Republik Polen ihre 
Bereitschaft, die Frage der Zulassung deutschsprachiger 
topographischer Bezeichnungen in traditionellen Sied- 
lungsgebieten der deutschen Minderheit in der Republik 
Polen zu gegebener Zeit zu prüfen. Darin liegt der Ausblick 
auf eine weitere Verbesserung für die deutsche Minderheit 
in der Republik Polen. 

Ziffer 5 

Ziffer 5 enthält zwei wichtige, von beiden Seiten überein- 
stimmend erklärte Klarstellungen. Die Feststellung, daß 
sich der Vertrag nicht mit Fragen der Staatsangehörigkeit 
befaßt, ist im Zusammenhang mit der Erwähnung der 
Staatsangehörigkeit bei der Umschreibung des Personen- 
kreises in Artikel 20 Abs. 1 zu sehen. Die Feststellung der 
Nichtbefassung mit Vermögensfragen stellt klar, daß durch 
den Vertrag keine direkten oder indirekten Dispositionen 
über Vermögensfragen getroffen werden. Sie bleiben 
offen. 
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